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PARLAMENTSDEBATTE

Wohlstand und sozialer Friede dank Selbstbestimmung
Die Selbstbestimmungsinitiative «Schweizer Recht statt fremde Richter» wurde diesen 
Montag im Nationalrat mit 127 gegen 67 Stimmen abgelehnt. Die 68-köpfige 
SVP-Fraktion im Nationalrat hat sich vergebens dafür eingesetzt, dass die Entscheide 
von Volk und Ständen wieder umgesetzt werden. 

svp. Die Zukunft der Schweiz darf nicht 
von fremden Richtern und politischen 
Eliten bestimmt werden. Abstimmungs-
Ergebnisse dürfen nicht zur Schein-
Selbstbestimmung verkommen, zu ei
ner Art Volksbefragung. Unsere direkte 
Demokratie bedeutet, dass die Stimm
bürgerinnen und Stimmbürger der 
Schweiz frei entscheiden, welche Regeln 
und Gesetze – unter Berücksichtigung 
des zwingenden Völkerrechts – in un-
serem Land gelten. Die bewährte Demo-
kratie hat uns Wohlstand, Zufrieden-
heit und sozialen Frieden gebracht.

Rechtsordnung wird gestärkt
Die Selbstbestimmungsinitiative der 
SVP will zur bewährten, selbstverständ-
lichen Regelung zurückkehren: Schwei
zer Gerichte sollen bei einem Wider-
spruch zu internationalem Recht die 
demokratisch legitimierte Schweizer 
Bundesverfassung anwenden müssen. 
Der Vorrang der Bundesverfassung vor 
dem nicht zwingenden Völkerrecht galt 
in der Schweiz noch bis vor sechs Jah-
ren. Der Bundesrat schrieb in seinem 
Bericht zum Verhältnis von Völkerrecht 
und Landesrecht vom Jahr 2010, dass 
völkerrechtswidrige Verfassungsbestim
mungen umzusetzen sind. Mit einem 
Urteil vom Oktober 2012 haben jedoch 
drei Richter einer Abteilung des Bun-
desgerichtes diese Ordnung, aus ihrer 
persönlichen weltanschaulichen Über-
zeugung, auf den Kopf gestellt. Kein 
Land gewährt dem internationalen 
Recht einen derartigen Vorrang vor der 
eigenen Verfassung. Die Selbstbestim-
mungsinitiative stärkt unsere Rechts-
ordnung und sorgt für zuverlässige, 
stabile Rahmenbedingungen. 

Internationales Recht ist einer der 
Haupttreiber der Regulierungsflut in der 
Schweiz. Ob neue Vorschriften im Steu-
errecht, für die Banken, Sicherheitsvor-
schriften betreffend Spielsachen oder 
Vorschriften über Plastikgeschirr – all 
das kommt zu einem grossen Teil aus 

internationalem Recht, getrieben von 
internationalen Organisationen. Die 
Selbstbestimmungsinitiative bekämpft 
entsprechend Überregulierung und 
Bürokratie und stärkt unsere freiheit-
liche Wirtschaftsordnung.

Volksentscheide umsetzen
Mit der Selbstbestimmungsinitiative 
wollen wir erreichen, dass Entscheide 
von Volk und Ständen wieder umgesetzt 
werden. Wir wollen die verfassungs
widrige Entmachtung der Stimmbürger 
rückgängig machen. Denn der Grund, 
warum es uns in der Schweiz so gut 
geht, ist, dass die Bürger bei uns das 
Sagen haben – ihre Entscheide also um
gesetzt werden. Sei dies, wenn eine Mehr
heit der Stimmbürger die Regeln fest-
legt, nach denen kriminelle Ausländer 
ausgeschafft werden müssen. Sei dies, 
wenn eine Mehrheit der Stimmbürger 
die Zuwanderung in unser Land wieder 
selber steuern will. Sei dies, wenn eine 
Mehrheit der Stimmbürger eine lebens-
lange Verwahrung von gefährlichen 
Straftätern in die Verfassung schreibt. 
Sei dies, wenn eine Mehrheit der Stimm-
bürger verlangt, dass Pädophile nicht 
mehr mit Kindern arbeiten dürfen.

Angst vor dem Volk?
Nationalrat Toni Brunner (SVP/SG) sag
te zu diesem wichtigen Volksentscheid 
Folgendes: «Es gibt eine einzige Frage, 
die mich 1992 politisiert hat. Ich war 
damals 17 Jahre alt, und es gab die Ab-
stimmung über den sogenannten Bei-
tritt der Schweiz zum Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR). Es ging dort 
um ganz Fundamentales: Es ging um 
die Freiheit oder Selbstbestimmung. Es 
ging darum, ob wir auch in Zukunft 
noch autonom und selbstständig ent-
scheidend können. Es ging darum, ob 
wir in unserem Territorium, in unse-
rem Staat unsere Regeln selber festle-
gen können und ob auch in Zukunft 
das letzte Wort noch beim Volk sein 

soll. Gemäss der damaligen Sprache war 
der EWR das Trainingslager für einen 
EG-, heute EU-Beitritt. 25 Jahre später 
sind wir wieder fast an demselben Punkt 
angelangt. Heute heisst es nicht mehr 
EWR, es heisst Rahmenvertrag – etwas 
anders verhüllt. Es gibt nicht mehr einen 
so offenen Bundesrat, der gerade auch 
sagt, um was es geht, nämlich die An-
bindung an die Europäische Union. Da
mals war man noch so frei; heute sucht 
man Wege und Worte, dies zu verwe-
deln. Es ist das direktdemokratische We
sen unseres Landes, dass das Volk das 
letzte Wort hat. Weil die neue oder 
nachgeführte Bundesverfassung diese 
Frage leider nicht restlos geklärt hat, 
ist unsere Volksinitiative, unsere Selbst

bestimmungsinitiative eine logische 
Konsequenz. Sie hält auch fest, dass 
die Verfassung Vorrang hat vor frem-
den Richtern. In vielen Voten während 
der Ratsdebatte kam von unseren poli-
tischen Mitbewerbern eine tiefe Angst 
vor gewissen Volksentscheiden zum 
Ausdruck. Das Volk habe nicht immer 
Recht. Ja, da könnte ich ihnen sogar 
noch Recht geben: Ich habe nämlich in 
den letzten 25 Jahren mehr verloren 
als politisch an der Urne gewonnen. 
Das Volk hat nicht immer Recht, aber 
die Mehrheit bestimmt. Und wie gross 
die Mehrheit ist, das spielt gar keine 
Rolle: Es wird akzeptiert. Aber es ist 
nicht diese Angst vor dem Volk, die sie 
hier ausgedrückt haben, die mir Angst 
macht, weil man von mir aus gesehen 
in einer offenen Gesellschaft über alle 
Fragen abstimmen kann.»

Eifersüchtige EU-Funktionäre
Und Nationalrat Mauro Tuena (SVP/
ZH) doppelte nach: «Wir alle wissen, 

die Bürger der EU-Länder, nicht die Re-
gierungen und die Funktionäre, sind 
sehr eifersüchtig auf unser System, und 
sie hätten es gerne ebenfalls so. Oder 
kennen Sie ein anderes Land, in dem 
man ganz einfach über die Verbreite-
rung einer Strasse abstimmen kann an 
der Urne, oder eben auch über interna-
tionale Verträge? Nein, in allen ande-
ren Ländern wird das in kleinen Büros 
zentralistisch gehandhabt. Unsere Be-
völkerung ist es gewohnt, wenn eine 
Volksabstimmung durchgeführt wird, 
dass sie sich darauf verlassen kann, dass 
die Politikerinnen und Politiker diese 
Entscheide ernst nehmen, und auch die 
Gerichte. Warum sonst soll man noch 
an die Urnen gehen, Frau Bundesrätin? 
Ich kann nicht nachvollziehen, warum 
dieser Schläger von Zürich, also des 
Kantons Zürich, nicht ausgeschafft 
wird, weil ein Gericht sagte, internati-
onale Verträge, sprich: die Personenfrei-
zügigkeit, erlaubten eine solche Aus-
schaffung in ein Land der EU nicht.»

RÜCKBLICK AUF DIE ABSTIMMUNGEN VOM SONNTAG

Volk setzt auf Bewährtes
Die SVP nimmt die Annahme des Geldspielgesetzes durch die Mehrheit des Stimmvolks zur Kenntnis. Neu dürfen  
auch schweizerische Casino- und Spiel-Angebote im Internet zugelassen werden. Die klare Ablehnung der 
«Vollgeld-Initiative» durch Volk und Stände konnte so erwartet werden. Das Banken-Land Schweiz, mit seiner  
stabilen Währung, ist kein Platz für geldpolitische Experimente.

svp. Die Stimmbürgerinnen und Stimm
bürger waren sich durchaus im Kla-
ren darüber, dass sich der Finanzplatz 
Schweiz im harten Wettbewerb mit 
anderen Finanzplätzen der Welt be
findet. In diesem Kontext hat die 
Volksinitiative nicht nur die Banken 
und Investoren und Unternehmen 
verunsichert, sondern auch die Stim-
menden. Denn ein grundlegendes Pro
blem hat die Schweiz mit ihrer Wäh-
rung und der Geldschöpfung gar nicht. 
Was funktioniert, soll man bekannt-
lich nicht ändern, haben sich viele ge-
dacht und die Initiative verworfen. 
Der Bund hat seit der Bankenkrise 
2008 auf der gesetzlichen Ebene und 

bei der Kontrolle der Finanzinstitute 
viel unternommen, um das Risiko 
neuer Krisen zu minimieren. Weite-
ren Handlungsbedarf sehen die SVP 
und das Stimmvolk derzeit nicht.

Kein Freipass für Freiheits
beschränkungen
Das Geldspielgesetz wurde vom Volk 
angenommen. Die SVP begrüsst die 
neuen Massnahmen zum Schutz vor 
Spielsucht, Geldwäscherei und Be-
trug und erwartet, dass die Erträge 
aus den Geldspielen wie versprochen 
gemeinnützigen Zwecken sowie der 
AHV/IV zufliessen. Für die SVP bedeu-
tet das JA aber keinen Freipass für Inter-

net-Zensuren und der Sperrung aus-
ländischer Mitbewerber. Kein Monat 
vergeht mittlerweile, ohne dass in der 
Schweiz nicht neue Beschneidungen 
des Internets diskutiert oder vorberei
tet werden (Stichworte: Datenschutz-
gesetz, Urheberrecht, Revision des Fern
meldegesetzes, Booking.com, Uber, 
Flixbus usw.). 

Netzsperren und Hürden im Inter-
net sind kein taugliches Mittel, um 
den heimischen Markt vor kreativen, 
günstigen und einfachen ausländi-
schen Internet-Angeboten zu schüt-
zen. Das ist Marktabschottung, Gift 
für die Innovation und Zensur im In-
ternet.



BERICHT 3. WOCHE SOMMERSESSION

Das letzte Wort sollen Volk und Stände haben
Die am 12. August 2016 von der SVP eingereichte Volksinitiative «Schweizer Recht statt fremde Richter (Selbst- 
bestimmungsinitiative)», das wichtigste Traktandum dieser Legislatur, war auch das beherrschende Thema  
der Sommersession. Das Volksbegehren will in der Bundesverfassung den Vorrang der Verfassung vor dem Völker- 
recht verankern. Damit hat die SVP die grundlegendste aller politischen Fragen aufs Tapet gebracht. Sie lautet  
ganz einfach: Wer bestimmt, was bei uns gilt?

Fast bis Mitternacht dauerte zum Auf-
takt der dritten Sommersessionswoche 
die insgesamt neunstündige Rede-
schlacht des Nationalrats zur SVP-
Selbstbestimmungsinitiative. Dann ent
schieden die Volksvertreter mit 127 Ja 
gegen 67 Nein, die Initiative Volk und 
Ständen mit der Empfehlung zum Ent-
scheid zu unterbreiten, dieses Begeh-
ren sei zu verwerfen.

Ausser der SVP stellten sich alle 
Fraktionen gegen die Initiative. Die 
SVP-Vertreter warnten vor einer schlei-
chenden Entmachtung des Volkes. Die 
SVP-Initiative bietet eine klare Ant-
wort an: Volk und Stände sollen sagen, 
was in der Schweiz gilt, denn sie sind 
der oberste Souverän. Das heisst, dass 
die Verfassung – unter dem Vorbehalt 
des zwingenden Völkerrechts – immer 
über dem internationalen Recht steht.

Ich habe im Hinblick auf diese De-
batte bei «Wikipedia» zum Begriff der 
Souveränität Folgendes nachgelesen: 
«Unter Souveränität versteht man die 
Fähigkeit (...) zu ausschliesslicher recht
licher Selbstbestimmung. Diese wird 
durch Eigenständigkeit und Unabhän-
gigkeit des Rechtssubjektes gekenn-
zeichnet und grenzt sich so vom Zu-
stand der Fremdbestimmung ab. In der 
Politikwissenschaft versteht man dar-
unter die Eigenschaft einer Institution, 

innerhalb eines politischen Ordnungs-
rahmens einziger Ausgangspunkt der 
gesamten Staatsgewalt zu sein.»

Wer ist der Gesetzgeber?
Unser Zuger Fraktionspräsident Thomas 
Aeschi machte folgende Auslegeord-
nung: «Im Oktober 2012 änderten drei 
von fünf Bundesrichtern per Praxisän-
derung mit einem knappen Mehrheits-
entscheid die Bundesverfassung. Mar-
tin Schubarth, ehemaliger Bundesge-
richtspräsident, hat dies als Verfas-
sungsstreich kritisiert. Es geht um das 
Verhältnis der Schweiz zur EU, na-
mentlich zur Personenfreizügigkeit.»

Gleich mehrmals hat das Bundesge-
richt seine Praxis zur Personenfreizü-
gigkeit geändert. Seither steht die EU-
Personenfreizügigkeit über der Verfas-
sung  – auch wenn wir nachträglich 
und ausdrücklich eine Verfassungsbe-
stimmung einführten, welche die Per-
sonenfreizügigkeit einschränkt. Kein 
Land gewährt dem internationalen 
Recht einen derartigen Vorrang vor 
der eigenen Verfassung. Das Bundesge-
richt ist zum Erfüllungsgehilfen der 
EU geworden. Bereits heute werden 
die bilateralen Verträge zwischen der 
Schweiz und der EU nach der Praxis 
des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) 
ausgelegt. Im Zweifel legt der EuGH 
die Rechtsordnung zugunsten der EU 
und zulasten von Drittstaaten wie der 
Schweiz aus. Fraktionspräsident Aeschi 
schloss aus all dem: «Der nächste Streich 
des Bundesrates ist das Rahmenabkom
men, mit dem der totale Vorrang von 
EU-Recht vor Schweizer Recht veran-
kert würde. Jede EU-Regelung würde 

fortan über der Schweizer Verfassung 
stehen. Es ist eben doch ein Staats-
streich im Gange. Man will dem Volk 
eine Scheinselbstbestimmung aufzwin-
gen. Volksentscheide verkommen so zu 
einer Art Umfrageergebnis. Das macht 
Schweizerinnen und Schweizer zu Ma-
rionetten der sogenannten Eliten der 
EU und der fremden Richter.»

Entmachtung des Volkes
«Was hier stattfindet, ist die kalte Ent-
machtung des Volkes», entrüstete sich 
unser aussenpolitisch zuständige Zür-
cher Fraktionskollege Roger Köppel. Es 
sei eine Art Staatsputsch durch eine 
abgehobene politische Klasse, «die we
der willens noch fähig ist, die Volks-
rechte zu schützen, auf die sie einen 
feierlichen Eid geleistet hat». Wenn 
die Staatsgewalten, deren verfassungs-
mässiger Auftrag es sei, die Volksrech-
te zu wahren und den Volkswillen um-
zusetzen, selber nach der Macht im 
Staate greifen, dann sei von korrupten 
Zuständen zu reden.

Es gehe darum, das Volk und die 
Kantone zu entmachten, argumentier-
te Köppel weiter: «Sie wollen dem Volk 
die Macht im Staat entwinden, um sel-
ber nach Belieben zu schalten und zu 
walten. Als Hebel und Brechstange die-
nen Gerichte und Gesetze aus dem Aus-
land als angeblich übergeordnetes Völ-
kerrecht. Aber das angebliche Völker-
recht steht weder über der Verfassung 
noch wird es von den Völkern gemacht, 
sondern meistens von Politikern und 
Funktionären. Das werden wir nicht 
zulassen! Wir werden dafür sorgen, dass 
verfassungsmässige Zustände gelten.»

Raumplanung mit Augenmass
Mit der Empfehlung, Volk und Stände 
sollten die Initiative der jungen Grü-
nen «Zersiedelung stoppen – für eine 
nachhaltige Siedlungsentwicklung» ver
werfen, haben Bundesrat, Ständerat 
und Nationalrat auch ihre Haltung ge-
klärt. Auch in meiner Eigenschaft als 
Präsident des Hauseigentümerverban-
des Schweiz (HEV Schweiz) hatte ich 
Gelegenheit, der Initiative entgegen-
zutreten. Es ging darum, eine radikal 
nach innen gerichtete Siedlungsent-
wicklung sowie einen vollständigen Ein
zonungsstopp zu verhindern.

In Zukunft sollten gemäss Vorstel-
lungen der Initianten Bauzonen nur 
noch ausgeschieden werden können, 
wenn an anderer Stelle eine gleichwer-
tige Fläche ausgezont würde. Ausser-
dem will die Initiative, dass ausserhalb 
der Bauzonen nur noch standortgebun
dene Bauten sowie solche für die bo-
denabhängige Landwirtschaft gebaut 
werden dürfen. Diese Forderungen sind 
nicht realistisch.

Das revidierte Raumplanungsgesetz 
erfüllt seit dem 1. Mai 2014 die sinn
vollen und umsetzbaren Elemente der 
Initiative bereits weitestgehend. Das 
Gesetz konzentriert die Siedlungsent
wicklung nach innen und legt fest, 
dass Gemeinden nur noch über Bau
zonen verfügen dürfen, die den Be-
darf  der nächsten 15 Jahre decken. 
Das Kulturland ist dadurch besser ge-
schützt.

Es geht jetzt darum, die Konzentra-
tion der Besiedelung nach innen in den 
kantonalen Gesetzen und Nutzungs-
plänen zu verwirklichen. Urbane Wohn
landschaften sollen massvoll entwickelt, 
Landschaften unter Druck stabilisiert 
und aufgewertet werden. Kultur- und 
Naturlandschaften sollen geschützt und 
bewahrt werden. Auch der Nationalrat 
sah dies so.

Freunde sind wir nie geworden. 

Peter Hasler nannte mich einen 

«unanständigen Schreiber, der das 

Klima vergiftet». Er selber hinge-

gen verkörpert nach eigener Ein-

schätzung «Anstand und Fairness», 

«soziale Verantwortung» und 

«internationale Solidarität». Und 

obendrein «Respekt, gegenseiti-

ges Vertrauen, Vorbildfunktion». 

Und so lautet Haslers selbstgefäl-

liger Rückblick auf sein Post-Prä-

sidium: «Als ich kam, kehrte Ruhe 

ein. Sofort!» Hasler schätzte es 

laut Post-Personalzeitung, «wenn 

alles seine Ordnung hat, gut orga-

nisiert, strukturiert und eingerich-

tet ist».

Es hatte seine Ordnung nicht, war 

aber gut organisiert, strukturiert 

und eingerichtet: Unter Hasler 

kam es zum grössten Subventi-

onsbetrug in der Geschichte der 

Eidgenossenschaft. Die Postau-

to AG beschiss die Steuerzah-

ler um hundert Millionen Fran-

ken. Zu den Hauptverantwortli-

chen gehört Peter Hasler. Dabei 

war der Vielfach-Verwaltungsrat 

und Ex-Arbeitgeberfunktionär er-

klärter Liebling von Medien, Ge-

werkschaften und Mitte-links-Po-

litikern. Weil er eine SP-Sektion 

gegründet hat, bevor er der FDP 

beitrat. Weil der WWF-Stiftungs-

rat wie ein wildes Tier über die 

SVP herfiel («Die haben nichts und 

niemanden»): Die SVP sei «an der 

Grenze zur totalitären Partei», ihr 

Programm führe «das Land in den 

Abgrund», sie betreibe «Volks-

verhetzung» und erinnere an die 

«dreissiger Jahre in Deutschland».

Zur Freude der Linken unterstütz-

te Peter Hasler die flankierenden 

Massnahmen, die Mutterschafts-

versicherung und staatliche Krip-

penplätze. So wechselte der pri-

vatwirtschaftliche Verbandsver-

treter flugs in die Staatswirtschaft. 

Als Präsident des Zürcher Uni-Spi-

tals wollte Hasler den Angestell-

ten Reka-Checks andrehen – weil 

er auch noch Reka-Präsident war. 

Gerne und oft lästerte der Gross-

verdiener über Noch-grösser-Ver-

diener. Lauthals beklagte er sich 

über Christoph Blocher, der die 

Verwandlung der Post in eine Ak-

tiengesellschaft bekämpfte.

«Es ist pannenfrei gelaufen, glück-

licherweise», resümierte Peter 

Hasler sein Leben im Radio SRF. 

Stimmt. Die hundert veruntreuten 

Millionen sind keine Panne. Son-

dern eine Katastrophe. «Gott ver-

zeiht, die SVP nie», philosophier-

te einst der Post-Präsident. Die 

SVP ist für ihn jetzt das kleinste 

Problem. Doch irgendwann wird 

Gott selbst dem vielseitigen Be-

rufsmann Peter Hasler verzeihen. 

Denn das ist sein Beruf.

Christoph 
Mörgeli

Hundert-Millionen-
Bescheisser

Hans Egloff
Nationalrat SVP
Aesch ZH

DIE KALTE ENTMACHTUNG DES VOLKES IN DER SCHWEIZ

Korrupte Zustände
Hurra, wir geben die Schweiz auf. Grossartig, wir kapitulieren. Diese Woche hat der Nationalrat mit deutlicher Mehr- 
heit gegen eine einzige Partei den bemerkenswerten Entscheid getroffen, dass in der Schweiz nicht mehr die Schwei- 
zerinnen und Schweizer, sondern die Ausländer das letzte Wort haben sollen. Das jedenfalls darf als unwiderlegbares 
Ergebnis der mehrtägigen Monsterdebatte über die Selbstbestimmungsinitiative der SVP festgehalten werden.

Was immer in der Schweiz vom Volk 
und von den Kantonen entschieden 
wird, heute oder in der Zukunft, kann 
vom Parlament, kann vom Bundesge-
richt, kann vom Bundesrat mit einem 
Federstrich jederzeit gelöscht, zunich-
tegemacht werden. Man braucht nur 
irgendeine internationale Bestimmung 
zu finden, die sich gegen den betref-
fenden Volksentscheid richtet, und 
fertig ist es mit der direkten Demokra-
tie und den Volksrechten, auf die alle 
Parlamentarier eigentlich einen feier-
lichen Eid geleistet haben.

Es war beinahe faszinierend, wie sich 
Justizministerin Simonetta Sommaru-
ga und die Ratsmehrheit gemeinsam 
in der irrigen Meinung bestärkten, wie 
gut es sei, wenn in der Schweiz nicht 
Volksentscheide, sondern angeblich hö-
here internationale Erlasse gälten. Die 
Schweiz, eidgenössische Rechtsgemein-
schaft immerhin seit 1291, geriet in 
diesen Darstellungen zum finsteren 
Schurkenstaat, zum Unstaat, der ohne 
die Segnungen auswärtiger Richter auf
geschmissen wäre.

Justizministerin Sommaruga und 
eine Ratsmehrheit dokumentierten, für 
alle nachprüfbar, wie wenig sie von 
den Stimmbürgern und von der direk-
ten Demokratie im Grunde halten. Die 
Schweizer Stimmberechtigten sind für 

sie Kinder im Zustand ewiger Unmün-
digkeit, ein Volk von KESB-Fällen, un-
fähig zu einem selbstständigen, reifen 
Urteil. Eine Nationalrätin der Grünli-
beralen sprach mit Blick auf unser 
Staatsmodell abschätzig von «Ballen-
berg». Es klang wie eine psychiatrische 
Anstalt.

Gegen die Dummheit und demokra-
tische Unreife der Stimmbürger setz-
ten die Justizministerin und ihre par-
lamentarischen Souffleure eine höhe-
re Weisheit, ihre eigene und die der in-
ternationalen Richter, die angeblich 
besser wissen, wie man die Menschen-
rechte auf die Schweiz anwendet, als 
die Schweizer.

Die Gegner der Selbstbestimmung 
reden von Menschenrechten und Ver-
tragstreue, aber es geht ihnen einfach 
darum, den verfassungsmässigen Sou-
verän in diesem Land, Volk und Stände, 
zu entmachten. Wir haben es bei der 
Masseneinwanderungsinitiative gesehen. 
Sie wurde vom Volk angenommen, aber 
vom Parlament nicht umgesetzt. Be-
gründung: Die Initiative verletze inter-
nationales Recht und dürfe deshalb 
nicht oder nur homöopathisch umge-
setzt werden. So argumentierte unter 
anderem Kommissionssprecher Kurt 
Fluri (FDP).

Wie verlogen das alles doch ist: 
Wenn es Fluri um Vertragstreue ginge, 
hätte er bereits im Abstimmungskampf 
darauf hingewiesen, dass die Massen-
einwanderungsinitiative gegen beste-
hende internationale Verträge verstos-
se und deshalb nie umgesetzt werden 
dürfe. Das aber sagte er nicht. Im Ge-
genteil. Noch im Februar 2014, unter 

dem Eindruck des frischen Volksent-
scheids, beteuerte der Solothurner in 
einem Interview durchtrieben, die Ini-
tiative müsse möglichst wortgetreu 
verwirklicht werden. Hatte er damals 
die internationalen Verträge vergessen, 
auf die er sich heute so scheinheilig be-
ruft?

Natürlich nicht, denn hier läuft ein 
anderes Spiel. Es läuft ein Staatsputsch 
gegen die direkte Demokratie, gegen 
den obersten Verfassungsgeber, gegen 
Volk und Stände. 

Die Politiker sind gegen die Selbst-
bestimmung des Volkes, weil sie, die 
Politiker, anstelle des Volks die Selbst-
bestimmung selber wollen. Sie wollen 
bestimmen, entscheiden, gestalten, di-
rigieren. Es geht ihnen nicht um die 
Wahrung des internationalen Rechts 
oder der Menschenrechte, die übri-
gens alle längst in der schweizerischen 
Bundesverfassung verankert und ga-
rantiert sind. Das internationale Recht 
dient ihnen lediglich als Hebel, als 
Brechstange, als weitläufig einsetzba-
re Allzweckwaffe, um unerwünschte 
Volksentscheide nach Belieben abzu-
schiessen. Dieses Parlament und die 
mit ihm verbundenen Staatsgewalten 
wollen keine direkte, sondern eine von 
oben, eine von ihnen gelenkte Demo-
kratie.

Wie die politische Elite in diesem 
Lande mittlerweile denkt, zeigte ein 
Interview des Bundespräsidenten in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 
25. April 2018. Da sagte Alain Berset 
wörtlich: «Über Volksinitiativen kön
nen die Bürger ein Thema lancieren, 
das ihnen unter den Nägeln brennt. 

Und dann schaut das Parlament mit 
seinen zwei Kammern, was man dar-
aus unter Berücksichtigung der gelten
den Verfassung und des Völkerrechts 
machen kann.»

Nach Meinung des derzeitigen Bun-
despräsidenten sind also Volksinitiati-
ven nichts Weiteres als die unverbind-
liche «Lancierung eines Themas», ein 
bisschen psychotherapeutisches Profor
ma-Dampfablassen, eine Fingernagel-
sache, politische Maniküre. Und das 
«hochwohlweise» Parlament und der 
allwissende Bundesrat, flankiert von 
den Richtern in Lausanne, angefeuert 
von den Medien, schauen dann schon, 
ob man daraus irgendetwas machen 
könne.

Diese bundespräsidiale Auffassung, 
die in der Debatte über die Selbstbe-
stimmungsinitiative auf breiter Front 
zum Ausdruck kam, ist ein Affront, ist 
ein offener Bruch mit der geltenden 
Bundesverfassung. Diese hält nämlich 
fest: «Das Volk entscheidet, ob der Ini-
tiative Folge zu geben ist. Stimmt es zu, 
so arbeitet die Bundesversammlung 
eine entsprechende Vorlage aus.» «Ent-
sprechen» heisst laut Duden: überein-
stimmen, gleichkommen.

Klar, es ist eine kalte Entmachtung 
des Volkes. Klar, es herrschen korrupte 
Zustände im Staat, nicht nur bei der 
Post. Der Wahlkampf im nächsten Jahr 
wird sich um die Frage drehen: «Wie 
hältst du’s mit der direkten Demo
kratie?» 

Die Wähler können entscheiden: zwi
schen den Bewahrern und den Demon-
teuren unserer weltweit bewunderten, 
einzigartigen Demokratie, in der die 
Bürgerinnen und Bürger das letzte 
Wort haben. Sollten.

Erstabdruck  
in «Die Weltwoche»

Roger Köppel
Nationalrat SVP
Küsnacht
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GLEICH LANGE SPIESSE FÜR ZÜRCHER UNTERNEHMEN

Zürcher Stimmvolk sagt JA zu mehr Steuergerechtigkeit
Am Abstimmungssonntag hat sich die Zürcher Stimmbevölkerung klar für die sinnvolle Anpassung des Steuergesetzes 
zum Wohle der heimischen Betriebe ausgesprochen. Die Argumente der Linken konnten zu Recht nicht überzeugen!

Mit der bisherigen Zürcher Steuer-Praxis 
waren Zürcher Unternehmen bis anhin 
schlechter gestellt als ausserkantonale 
und wurden steuerlich bestraft, wenn 
sie sich über Liegenschaftsverkäufe sa-
nieren und ihre Existenz sichern woll-
ten. Mit der heutigen Annahme der Ge
setzesrevision wird dieser Wettbewerbs
nachteil behoben und hiesige Betriebe 
den Unternehmen in anderen Kantonen 
gleichgestellt. Damit besteht zukünftig 
Rechtsgleichheit und das Prinzip der Be
steuerung nach der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit findet Beachtung.

Der Kanton Zürich muss aufholen
Im interkantonalen Ranking belegt der 
Kanton Zürich bei der Unternehmens-
besteuerung einen der hintersten Plätze. 
Ebenso hat Zürich bei der wirtschaftli-
chen und finanziellen Leistungsfähig-
keit im schweizweiten Vergleich 6,1 Pro

zentpunkte verloren, während andere 
Kantone im gleichen Zeitraum im zwei
stelligen Bereich zulegten. Nur mit wirt
schaftsfreundlicher Politik lässt sich 
das Steuersubstrat erhöhen und einer 

Abwanderung von Firmen entgegenwir
ken. Das Abstimmungsergebnis ist ein 
kleiner, aber wichtiger Schritt, damit 
Zürich im interkantonalen Steuerwett
bewerb nicht weiter zurückfällt!

KOMMENTAR ZUR RATSSITZUNG

Schärfere Regeln gegen Hausbesetzungen – 
wir bleiben dran!

In der letzten Kantonsratssitzung wurde 
heftig debattiert. Anlass war meine Mo-
tion über die Räumung von Hausbeset-
zungen. In diesem Vorstoss haben wir 
(zusammen mit FDP und CVP) den Regie-
rungsrat beauftragt, eine Rechtsgrund-
lage vorzulegen, welche die zuständigen 
Behörden verpflichtet, Hausbesetzungen 
innert 48 Stunden nach Anzeige zu räu-
men.

Gründe dafür gibt es viele: Hausbeset-
zungen und rechtsfreie Räume werden in 
der Stadt Zürich und auch andernorts 
immer wieder toleriert. Ein Beispiel war 
das Koch-Areal in Albisrieden. Seit Jah-
ren sorgt rechtsfreier Raum, der von der 
Stadt Zürich geduldet wird, für unhalt-
bare Zustände in den Quartieren.

Vor zwei Jahren waren laut der Stadt-
polizei 117 Reklamationen wegen massi-
ver Lärmimmissionen eingegangen, ein 
Jahr später waren es bereits 171 Rekla-
mationen: 137 Meldungen gingen telefo-
nisch bei der Stadtpolizei ein und 34 An-
zeigen schriftlich beim Stadtrichteramt.

Statt für Ordnung zu sorgen und den 
rechtswidrigen Zustand zu beenden, hat 
die Stadt Zürich als Eigentümerin des be-
setzten Areals zwei Mietern von direkt 
angrenzenden Wohnungen eine städtische 
Wohnung an einem anderen Ort angebo-
ten. Derartige Zustände sind in einem 
Rechtsstaat unhaltbar; sie sind eine Ka-
pitulation des Rechtsstaates. 

Zudem sind besetzte Häuser und Lie-
genschaften zum Teil Ausgangspunkt für 
gewalttätige Demonstrationen. Die ge-
waltigen Schäden, wie seinerzeit im be-
setzten Binz-Areal, zahlen nachher die 
Steuerzahler.

Stadtrat und Polizeivorstand Richard 
Wolff legte hier eine «Toleranz» an den 
Tag, die nicht akzeptiert werden kann.  
So hat er bereits im «Landboten» vom 
18. September 2013 gesagt: «Wir brau-
chen einen unaufgeregten Umgang mit 
Hausbesetzungen.» Ebenso will er Haus-
besetzer für die angerichteten Schäden 
nicht finanziell zur Verantwortung ziehen.

Hier muss der Rechtsstaat durchgrei-
fen und konsequent gegen solche Machen-
schaften vorgehen. Wenn die Verant-
wortlichen der Stadt Zürich nicht han-

deln wollen, so müssen es die kantonalen 
Behörden und Instanzen tun. Weder in 
der Stadt Zürich noch im übrigen Kan-
tonsgebiet dürfen rechtsfreie Räume ge-
duldet werden. Sicherheit zu gewährleis-
ten ist die erste Staatsaufgabe. Daher ist 
eine gesetzliche Grundlage zu schaffen, 
welche die Behörden verpflichtet, ille
gale Besetzungen grundsätzlich innert 
48 Stunden nach Anzeige zu räumen.

Fakt ist: Bei einer Parkzeitüberschrei-
tung wird der Autofahrer oft nach kür-
zester Zeit gebüsst; monatelange illegale 
Besetzungen haben aber keine Konsequen
zen. Dieser Zustand muss geändert wer-
den. 

Die meisten Parteien unterstützen eine 
Praxisänderung und sprachen im Rat 
ihre grundsätzliche Unterstützung aus. 
Leider scheiterte das Vorhaben dann 
aber an Details. Bereits im Vorfeld woll-
ten die Mitunterzeichner der FDP und 
CVP eine längere Frist (72 Stunden) für 
die Räumung und die Verhältnismässig-
keit und die Sicherheit der Polizisten im 
Vorstoss erwähnen.

Da es mir um die Sache ging, war ich 
bereit, eine zusätzliche Parlamentarische 
Initiative in diesem Sinne auszuarbeiten. 
Schliesslich wollten die Bündnispartner 
aber auch die ursprüngliche Motion zu-
rückziehen, da wir dort nicht die Mehr-
heit hätten und so ein schlechtes Signal 
aussenden würden. 

Ich konnte die Argumente grundsätz-
lich nachvollziehen. Wir besprachen das 
Ganze in der SVP-Fraktion. Hier wollte 
aber die grosse Mehrheit trotzdem an der 
Motion festhalten, somit beide Vorstösse 
parallel laufen lassen.

Etwas enttäuschend waren danach die 
Voten der Bündnispartner, insbesondere 
der FDP, welche sich – wohl aus Trotz – 
nun enthielten. Schlussendlich war das 
Abstimmungsresultat (42 Ja, 90 Nein 
und 33 Enthaltungen) nicht einmal bei 
der SVP einheitlich. Schade!

Nichtsdestotrotz setzen wir den Fokus 
nun voll und ganz auf die Parlamentari-
sche Initiative, und ich hoffe, dort die kla
re Mehrheit im Rat zu haben. Der Unmut 
der Bevölkerung ist nämlich nach wie vor 
gross. Gemäss Umfragen sind 70 Prozent 
der Befragten für eine klare Änderung 
der Praxis und eine Räumung von Beset-
zungen. Schliesslich wurde Stadtrat Wolff 
deshalb auch das Departement entzogen. 
Auch erhielt und erhalte ich nach wie vor 
viele positive Feedbacks aus der Bevölke-
rung und auch von Polizisten zu diesem 
Thema. Wir bleiben dran.

 

AUS DEM KANTONSRAT

Sieben Millionen für die Wunderbrücke
Der Kantonsrat stimmte am vergangenen Montag einstimmig Ja zum Beitrag von 7 Millionen Franken aus dem 
Lotteriefonds an die Swiss-Science-Stiftung Technorama, Winterthur. Mit diesem Geld will das Technorama  
seinen Aussenpark neu gestalten. Geplant ist unter anderem eine Wunderbrücke mit einer Länge von 130 Meter,  
die 10 bis 17 Meter über Boden schräg hochführt.

Das Technorama in Winterthur hat einen 
Aussenpark, der beachtliche 15 000 m² 
Fläche beinhaltet. Das Technorama will 
nun diesen Aussenpark neu gestalten 
mit dem Projekt «Park und Wunder-
brücke». Der Regierungsrat hat in sei-
ner Weisung eine kritische, aber schlüs
sige Würdigung dieses Projektes vorge
nommen, kritisch, weil er den Antrag 
des Technoramas von ursprünglich 
7,4 Mio. auf 7 Mio. Franken kürzte, und 
schlüssig, weil die betriebswirtschaft-
liche Beurteilung des Projektes einen 
grossen Nutzen aufzeigt.

Technorama als Schlechtwetter
destination umzukreppeln
An einem regnerischen Tag stellt das 
Technorama eine hohe Besuchsspitze 
von bis zu 2500 Besuchern fest, hinge-
gen besteht an einem sehr sonnigen Tag 
eine tiefe Besucherflaute von gerade mal 
250 Besuchern, also einem Zehntel eines 

Regentages. Das Technorama gilt aus-
gesprochen als Schlechtwetterdestina-
tion. Zentrales Element der Neugestal-
tung des Aussenparks ist nun der Bau 
der Wunderbrücke. Auf ihr soll zum 
Beispiel ein Behälter installiert werden, 
aus dem 5000 Liter Wasser in ein zwölf 
Meter tiefes gelegenes Becken stürzen 
können. Oder dann sollen zwei Hört
richter auf der Brücke auch weit ent-
fernte Geräusche wahrnehmbar machen. 
Diese Brücke hat das Potenzial, eine sehr 
gefragte Sehenswürdigkeit in Winter-
thur zu werden. 

Projekt macht betriebswirt
schaftlich viel Sinn
Der Aussenpark soll dannzumal 7 Monate 
lang im Jahr offen sein, in den wärme
ren Monaten. Die Steigerung der Attrak
tivität für sonnige Tage entspricht einem 
neuen Konzept und macht betriebswirt
schaftlich viel Sinn. Die zusätzlichen 
jährlichen Unterhaltskosten sollen mit 
erhöhten Eintrittszahlen gedeckt wer-
den. Der Ertrag müsste dabei um rund 
5 % gesteigert werden. Bekanntlich hat 
der Bund neue Betriebsbeiträge an na-
tional bedeutende Museen beschlossen. 
Den Beitrag an das Technorama hat er 
dabei gekürzt und ab 2018 fliessen jähr-

lich 100 000 Franken weniger Betriebs-
beiträge ans Technorama. Der Bund hat 
dabei aber nicht gespart, sondern er hat 
anstatt bisher 7 Museen neu 13 Museen 
berücksichtigt. Das Wehklagen des Tech
norama-Direktors Herrn Künnemann 
konnte man allenthalben lesen und hö
ren. Insbesondere hält er diesen Ent-
scheid des Bundes für ein falsches Sig-
nal an Institute, die die Naturwissen-
schaften und die Mathematik fördern 
wollen, wie etwa das Verkehrshaus oder 
eben das Technorama. Betreffend man
gelnde Förderung der Naturwissenschaf
ten möchte ich ihm zustimmen, wer-
den doch etwa in der Volksschule die 
Naturwissenschaften stiefmütterlich be
handelt. Bei einem Gesamtaufwand von 
10 Mio. Franken im Technorama gilt es 
hingegen einfach drei Jahre durchzu-
beissen, mit etwas sparen, ein Prozent 
des Gesamtaufwandes nämlich. Denn 
wenn der Zeitplan stimmt, wird der Park 
mit Wunderbrücke im Frühjahr 2021 
eröffnet und dann ist das Technorama 
in einer anderen, höheren Liga in Sachen 
Attraktivität. Der Kantonsrat hatmit der 
Zustimmung zum Lotteriefondsbeitrag 
ein positives Zeichen zu Gunsten des 
Technoramas und der Mathematik und 
der Naturwissenschaften gesetzt.

Nina Fehr Düsel
Kantonsrätin SVP
Küsnacht

Diego Bonato
Kantonsrat SVP
Aesch ZH

DIE SITZUNG IM ÜBERBLICK

Der Zürcher Kantonsrat hat am Montag …
J 	…	die Verlängerung des Ökobonus für gewerblich genutzte Lieferwagen 

bis 3,5 Tonnen defintiv gutgeheissen.

…	die Motion für eine strengere Handhabung von Räumungen bei Haus-
besetzungen abgelehnt.

 	…	den Betrag von 7 Millionen Franken aus dem Lotteriefonds für die Stif-
tung Swiss Science Center Technorama bewilligt.

…	den Betrag von 3 Millionen Franken aus dem Lotteriefonds für den Bau 
von Studentenwohnungen (Areal Rosengarten) genehmigt.

 	…	das Postulat zur massvollen Neubewertung von Immobilien im Finanz-
vermögen abgeschrieben.� 11. Juni 2018

DER AKTUELLE VORSTOSS

Moratorium für das E-Voting
Mit einer Parlamentarischen Initiative 
fordern Konrad Langhart (SVP, Ober-
stammheim) und EDU-Vertreter Peter 
Häni, dass das Gesetz über die politi-
schen Rechte (GPR) vom 1.09.2003 in 
Art. 4 wie folgt geändert wird:

–– Die Möglichkeit zur Ausübung der 
politischen Rechte auf elektroni-
schem Wege wird mindestens bis 
zum 31.12.2022 ausgesetzt. Ausge-
nommen sind Systeme für Ausland-
schweizer.

Die Ausübung der politischen Rechte 
auf elektronischem Weg ist mit erheb-
lichen Manipulationsrisiken verbunden. 
Das Missbrauchspotenzial ist mehrfach 
höher als bei der persönlichen oder 
schriftlichen Ausübung. Die politische 
Kontrolle liegt nicht mehr in den Hän-
den von zahlreichen Stimmenzählern 
in den Gemeinden, sondern bei weni-
gen IT-Spezialisten. Das klassische Vier-
Augen-Prinzip wird durch Codes, Bits 
und Bytes ersetzt. Immer mehr Fach-
leute warnen davor, dass aktuelle Sys-
teme in kürzester Zeit gehackt werden 
können. Beim E-Banking beispielswei-
se muss der Kunde eindeutig identifi-
zierbar sein. Bei der elektronischen 
Stimmabgabe darf genau das nicht der 

Fall sein, da sonst das Stimmgeheim-
nis nicht gewährleistet ist. Stimmge-
heimnis und Nachvollziehbarkeit der 
Ergebnisse schliessen sich gegenseitig 
weitgehend aus. Und im Gegensatz zur 
allfälligen Manipulation einer Brief-
wahl kann mit Cyberattacken eine 
grosse Anzahl Stimmen verändert und 
damit das Resultat sehr effektiv beein-
flusst werden. E-Voting-Versuche im In- 
und Ausland mussten wegen Sicher-
heitsproblemen abgebrochen werden. 
Die Parlamentarische Initiative fordert 
kein Verbot der elektronischen Stimm-
abgabe, sondern ein Moratorium. Erst 
wenn sich das System für Ausland-
schweizer und vergleichbare Systeme 
auf nationaler Ebene und im Ausland 
als einwandfrei sicher herausgestellt 
hat, sollen Versuche im Kanton Zürich 
wieder möglich werden. Im Bundespar-
lament sind einige Vorstösse hängig. 
Bis die Debatte in Bern abgeschlossen 
ist, sollte der Kanton Zürich nicht 
voreilige Beschlüsse zur Einführung 
von E-Voting fassen. Die Demokratie 
ist ernsthaft gefährdet, wenn das Ver
trauen der Stimmberechtigten in die 
korrekte und nachvollziehbare Ermitt-
lung von Abstimmungs- und Wahler-
gebnissen nicht mehr gegeben ist.

Genug ist genug

Die Stiftung für Studentisches Woh-
nen Zürich (SSWZ) ersucht den Kan-
ton um einen Beitrag von 4 Mio. Fran-
ken für den Bau einer Studenten-
wohnsiedlung auf dem Areal Rosen-
garten in Zürich Wipkingen.

Die Überbauung wird 130 Zimmer 
für Studierende bieten. Neben Wohn-
raum entstehen auf dem Areal Rosen-
garten auch Raum für einen städti-
schen Kindergarten, eine Kinderkrip-
pe der Stiftung Kinderbetreuung im 
Hochschulraum Zürich und Arbeits
ateliers oder Gewerbeflächen. Das Ge-
such um einen Beitrag aus dem Lotte-
riefonds betrifft nur die Wohnüber-
bauung für Studentisches Wohnen. 
Seit 1987 stellt die SSWZ günstigen 

Wohnraum für Studierende bereit. 
Getragen wird sie von der ETH, der 
Universität, der Stadt Zürich und der 
Studentischen Wohngenossenschaft 
Zürich. Zweck der Stiftung ist die Be-
reitstellung, der Betrieb und die Er-
haltung von günstigem Wohnraum 
für Studierende. Derzeit besteht ein 
geschätzter, ungedeckter Bedarf von 
rund 5500 Zimmern für Studieren-
de  in Zürich. Strategisches Ziel der 
SSWZ und der Hochschulen ist es, bis 
2020 insgesamt 2000 Zimmer anzu-
bieten.

Für das Projekt «Areal Rosengarten, 
Studentenwohnhaus und öffentlicher 
Freiraum» wird der Stiftung für Stu-
dentisches Wohnen Zürich SSWZ vom 
Regierungsrat ein Beitrag von höchs-
tens Fr. 3 000 000 zulasten des Lotte-
riefonds (Leistungsgruppe Nr. 4980) 
beantragt. Die Stiftung hat über die 
Jahre bereits rund 11,8 Mio. Franken 
aus dem Lotteriefonds für den Bau 
von solchem Wohnraum bezogen. Die
se Stiftung ist sozusagen Dauerkunde, 

die Finanzsituation des Lotteriefonds 
auch nicht mehr dieselbe wie noch 
vor ein paar Jahren. Irgendwann ist 
genug. Zudem ist der Kanton mit der 
Universität bereits bei der Stiftung für 
Studentisches Wohnen Zürich SSWZ 
beteiligt. Der verbleibende Finanzie-
rungsbedarf lässt sich über Hypothe-
ken finanzieren.

Mit einem Minderheitsantrag wehrt 
sich die SVP-Fraktion auch, dass mit 
dem Beitrag aus dem Lotteriefonds 
die Stiftung zudem verpflichtet wird, 
die Erstellung einer PV-Anlage zu prü-
fen und bei Wirtschaftlichkeit eine 
PV-Anlage zu erstellen. Trotz mehr-
maligem Nachfragen waren die Argu-
mentationen der SSWZ weder schlüs-
sig noch sachlich korrekt.

Der Antrag betreffend PV-Anlage 
wird abgelehnt, da es unter dem Ge-
bäude ein grosses Erdsondenfeld hat. 
Die SVP-Fraktion beantragte Nicht-
eintreten auf das Geschäft und lehnte 
mit einem Minderheitsantrag auch die 
Erstellung einer Photovoltaikanlage ab.

Martin Zuber
Kantonsrat SVP
Waltalingen
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VIELE HERAUSFORDERUNGEN WARTEN AUF DIE SCHWEIZ

Bundesrat Ueli Maurer setzt auf Swissness
Am diesjährigen Säntisblick-Frühschoppen in Marthalen plädierte Bundesrat Ueli Maurer am Sonntagmorgen bezüglich 
der anstehenden Herausforderungen für Geduld und viel Swissness mit möglichst grosser Selbstbestimmung.

RoMü. «Alle 30 000 bis 40 000 km schnet-
zelt es mich mit dem Velo, sodass ich 
heute nach meinem jüngsten Sturz ei-
nige Blessuren aufweise», hielt Bun-
desrat Ueli Maurer einleitend am dies-
jährigen Säntisblick-Frühschoppen in 
Marthalen fest. Als Finanzminister ist 
er Chef über rund 9000 Mitarbeiter. 
«Auf meiner Etage sind meine Sekretä-
rin und ich die einzigen Nichtakade-
miker und manchmal die einzigen, 
welche einen gesunden Menschenver-
stand haben», fügte er mit Schmun-
zeln bei. Als Finanzminister hat er 
zudem praktisch in allen Departemen-
ten Einfluss auf einzelne Sachgeschäf-
te. «Ich würde hier gerne noch mehr 
mitreden und Einfluss nehmen», so 
Maurers Wunsch. 

Zugleich weihte er die Besucher auch 
in die strikten Abläufe der Bundesrats-
sitzungen ein. «Pro Sitzung behandeln 
wir im Bundesrat rund 70 bis 200 Ge-
schäfte, wobei nur rund deren 10 ei-
gentlich diskutiert werden.» Während 
drei Tagen pro Woche stehen Kommis-
sionssitzungen an, ein Tag wird im 
Bundesrat getagt, sodass 1 bis 2 Tage 
für die eigentlichen Geschäfte zur Ver-
fügung stehen. Im Bundesrat stellt er 

nach der Wahl von Ignazio Cassis 
einen eher bürgerlichen Kurs fest, wel-
cher mit dem jüngsten Beschluss be-
züglich der Aussetzung der Anschubfi-
nanzierung für Kitas untermalt wurde, 
nachdem dies 15 Jahren nicht möglich 
war. 

Bezüglich der politischen Kultur in-
nerhalb des Bundesrates als Konkor-
danz-Regierung sieht Maurer durch-
aus auch Chancen. «Man muss sich 
auch die Meinung sagen können, aber 
danach wieder den Rank miteinander 
finden. Entsprechend habe ich mit bei-
den SP-Vertretern gewisse Friedenritu-
ale entwickelt.» Konkret trinkt er ab 
und zu mit Simonetta Sommaruga ein 
Bier und trifft sich mit Alain Berset 
zum Fondue.

Die aktuelle Politik und das Weltge-
schehen wird vermehrt durch kurz
fristige Ereignisse geprägt. Der Brexit, 
die jüngsten Wahlen in Italien oder 
Deutschland mit der totgeschwiege-
nen AFD zeigen neue Entwicklungen 
auf. «Man darf vielfach die Wahrheit 
nicht mehr sagen, weil dies der po
litischen Meinung nicht entspricht. 
Wenn wir aber die damit verschwie
genen Probleme nicht lösen können, 

wird es gefährlich, so Maurers Befürch
tungen. 

Gerade hier sieht Maurer die Stärke 
seiner Partei, weil diese immer wieder 
diese Sachen beim Namen nennt und 
dafür auch politisch hinsteht. Bezüg-
lich der wirtschaftlichen Entwicklung 
stellt Maurer eine Verschiebung der 
Kräfte nach Asien fest. Dies wird den 
wirtschaftlichen Markt gewichtig ver-
ändern. Zugleich stellt man auch im 
globalisierten Welthandel gewisse Ge-
gentendenzen fest, indem man sich ver-
stärkt wieder abschottet. Viele Staaten 
stehen dem globalen Handel kritischer 
gegenüber, was man in vielen Ländern 
mit Ausnahmen grosser Agrarexpor-
teure insbesondere beim täglichen Brot 
sprich der Nahrungsmittelproduktion 
feststellt.

Mehr Militär und EU
Viele aufstrebende Länder und Volks-
wirtschaften wie China oder Russland 
setzen verstärkt auf eine Verstärkung 
der Armeen, um den wachsenden Wohl-
stand dank wirtschaftlichem Erfolg 
auch militärisch zu sichern und zu 
verteidigen. «Die aktuelle sicherheits-
politische Lage entspricht wieder der 
vor dem Fall der Mauer», so Maurers 
Einschätzung. Entsprechend zeigte er 
sich überzeugt, dass sich die Schweiz 
diesem Trend zu einer verstärkten Lan-
desverteidigung nicht entziehen kann 
und mittelfristig erhöhte Investitionen 
bezüglich Ausgaben von 7 bis 8 Milliar-
den Franken nötig werden. «Wir müs-
sen die Waffen- und Verteidigungssys-
teme laufend erneuern. Diese halten 
nicht wie Kanonen 50 Jahre, sondern 
haben eine viel kürzere Lebensdauer», 
so Maurer.

«In der EU stellt man EU-kritische 
Tendenzen fest und die internen Span-
nungen werden grösser», so Maurers 
Einschätzung. Entsprechend wollen 
sich immer mehr EU-Länder diesem 
Diktat entziehen, während auf der an-
deren Seite insbesondere Frankreich 
verstärkt auf eine zentrale EU setzt 
und neu den Ton angibt. Mit den jüngs-
ten politischen Entwicklungen in Itali-
en werden die kritischen Töne noch 
lauter. Während die Schweiz eine Ver-
schuldung im Verhältnis zum BIP von 
15 Prozent aufweist, liegt diese in Itali-
en bei 120 Prozent. 

Sorgen bereiten Maurer aber insbe-
sondere die faulen Papiere der Staats-
anleihen in unserem südlichen Nach-
barland, welche im Umfang von 350 
Milliarden Euro bei den italienischen 

Banken parkiert sind, welche ihrerseits 
gerade einmal 35 Milliarden Eigenka-
pital aufweisen. Bezüglich der EU-Poli-
tik mit der Schweiz zeigte sich Maurer 
überzeugt, dass die EU der Schweiz ge-
genüber kaum Zugeständnisse machen 
wird. 

Die Schweiz muss als Folge der 
schwierigen Lage innerhalb des Euro
raums aber auch mit einem starken 
Franken rechnen, während auf der an-
deren Seite die deutsche Wirtschaft 
vom für sie zu schwachen Euro voll 
profitieren kann. Aufgrund dieser Aus
gangslage plädierte Maurer, dass die 
Schweiz verstärkt mit neuen Wirt-
schaftsräumen ausserhalb der EU die 
Zusammenarbeit und damit neue Märk
te sucht. «Erstmals konnten wir bezüg-
lich der Börsenanerkennung nach vier
monatiger Vorbereitungszeit gegen-
über der EU Druck aufsetzen und mit 
konkreten ersthaften Gegenmassnah-
men drohen», zeigte sich Maurer unter 
viel Applaus überzeugt.

Bezüglich des Rahmenabkommens, 
welches die automatische Übernahme 
von EU-Recht zur Folge hat, sieht Mau-
rer beim Volk keine Chancen. Deshalb 
ist in weiteren Verhandlungen auch 
eine weitere Verzögerung nicht abwe-
gig, weil auch die EU-Staaten grosse 
Interessen an einer guten Zusammen-
arbeit mit der Schweiz haben, diese 
aber vorerst aus EU-internen politi-
schen Auseinandersetzungen nicht ein
gestehen wollen. «Täglich kommen 

350 000 EU-Bürger zum Arbeiten in die 
Schweiz. Zugleich wohnen in der 
Schweiz 1,2 Mio. EU-Bürger», hielt Mau
rer entsprechend fest.

Sozialwerke rasch sichern
Bezüglich Finanzierung der Sozialwer-
ke mit Schwerpunkt AHV rief Maurer 
zum raschen Handeln auf. «Wir zah-
len aktuell pro Monat rund 100 Mio. 
Franken mehr an AHV-Renten aus, als 
das wir einnehmen. Geht es so weiter, 
so ist 2032 der AHV-Fonds bankrott», 
so Maurers Warnung. Während er eine 
generelle Kürzung der Leistungen als 
nicht mehrheitsfähig bezeichnet, sieht 
er bezüglich der weiteren Varianten 
mit einer längeren Arbeit und höhe-
ren Beiträgen grössere Chancen. Eine 
Anhebung des Rentenalters um ein 
Jahr entspricht rund 3 Milliarden Fran-
ken an Renten. Die grosse Herausfor-
derung sieht er aber auch im Halten 
des Gleichgewichtes zwischen Jung und 
Alt, welches jetzt insbesondere im Be-
reich der zweiten Säule zulasten der 
jungen Generation etwas Schieflage 
verzeichnet. «Die Schweiz ist sehr gut 
aufgestellt, finanziell gesund und ver-
fügt über ein vorbildliches Ausbildungs-
system. In den nächsten Jahren wer-
den die Herausforderungen aber nicht 
kleiner, sondern grösser. Deshalb sol-
len wir auf unsere Erfolgsrezepte mit 
Fleiss und Tüchtigkeit setzten und in 
allen Gebieten möglichst unabhängig 
bleiben», so Maurers Schlussfazit.

Ausufernde Bürokratie
«Mit der 2007 erfolgten Zustimmung 
zu HARMOS im Kanton Zürich kom-
men jetzt bereits 15-jährige in die Be-
rufslehre und fallen damit noch unter 
den bereits vorhandenen Jugendschutz 
der 16- bis 18-jährigen», rief SVP-Be-
zirkspräsident Paul Mayer einleitend 
in Erinnerung. Ausbildungsbetriebe 
sind nun speziell gefordert, mit die-
sen Jugendlichen sorgsam umzugehen. 
So dürfen männliche Lehrlinge maxi-
mal 15 und weibliche 11 kg heben. Sie 
sind zugleich von gefährlichen Arbei-
ten fernzuhalten. «Es ist sehr schwie-
rig, alles konsequent einzuhalten und 
auch umzusetzen. Zugleich müssen 
wir vermehrt alles, was zu Hause und 
in der Schule vergessen wurde, auch 
noch beibringen», hielt Mayer weiter 
fest. Der enorm gestiegene Aufwand 
ist auch verantwortlich dafür, dass im
mer mehr Betriebe auf das Anbieten 
von Ausbildungsplätzen verzichten. 
«Es ist nicht das Einzelne, sondern alles 
zusammen, was es uns immer schwe-
rer macht», so Mayer. Er sprach zu-
gleich den vor 264 Jahren erfolgten 
hartnäckig verfolgten Loskauf von 

Marthalen vom Kloster Rheinau an, 
wobei der damalige Verhandlungsfüh-
rer der Marthaler den Kaufpreis von 
200 000 auf 30 000 Gulden drückte. 

«Ich wünsche mir, dass in 200 Jahren 
dasselbe von unserem Bundesrat be-
züglich des Einsatzes für eine unabhän-
gige und freie Schweiz zu lesen ist.»

Ueli Maurer genoss die gute Stimmung am Säntisblick-Frühschoppen sichtlich.  
Neben ihm sitzt Kantonsrat Martin Zuber.

Paul Mayer zeigte exemplarisch auf, wie der bürokratische und  
regulatorische Aufwand für Betriebe mit Lehrlingen steigt.

DELEGIERTENVERSAMMLUNG DER SVP BEZIRK HINWIL IM AATHAL

Bilanz einer sehr 
aktiven Bezirkspartei
Letzte Woche fand im Alders Restaurant, eingerahmt von der historischen 
Industriekulisse vom Aathal, die Delegiertenversammlung der SVP des Bezirks 
Hinwil statt. Nach einem Apéro und Grussbotschaften der SVP Seegräben 
durch alt Kantonsrat Hans-Heinrich Heusser und Gemeinderat Patrick Jenal 
konnte Bezirkspräsident Martin Suter 40 Delegierte aus allen Sektionen 
begrüssen. Aus aktuellem Anlass lobte er dabei insbesondere die Sektion 
Wetzikon, welche ihre Stadtratssitze erfolgreich verteidigte und im 
Gemeinderat sogar noch zulegte. Er verdankte aber auch den Einsatz 
der anderen Sektionen und zeigte sich optimistisch für die Zukunft.

Im Jahresrückblick liess Martin Suter 
nochmals das Jahr 2017 Revue pas
sieren und schloss mit dem erfolgrei-
chen Anlass von Christoph Blocher am 
Berchtoldstag 2018 in Wetzikon. Der 
ursprünglich in Schaffhausen vorgese-
hene Anlass wurde quasi durch das 
Einspringen der SVP Bezirk Hinwil ge-
rettet, wie Suter ausführte. Er meinte, 
dass die SVP des Bezirks Hinwil stets 
bereit war, für eine Delegiertenversamm
lung oder Unterschriftensammlung ein

zuspringen, und er darauf zähle, dass 
dies auch künftig so sei.

Die weiteren traktandierten Geschäf
te wurden zügig abgehandelt und so 
konnte der statuarische Teil der DV 
rechtzeitig abgeschlossen werden. Tra-
ditionsgemäss spricht an der DV der 
SVP Bezirk Hinwil immer eine aufstre-
bende SVP-Persönlichkeit, dieses Jahr 
konnte Martin Suter den Delegierten 
die Gemeindepräsidentin von Hagen-
buch, Therese Schläpfer, vorstellen. In 
einem spannenden Referat schildete 
Therese Schläpfer ihre Erfahrungen als 
Gemeindepräsidentin im Umgang mit 
der Sozialindustrie und ihre Lehren 
und Konsequenzen daraus. So seien die 
Flüchtlinge oftmals mit weniger zu-
frieden, doch würden sie von den Sozi-
alarbeitern geradezu animiert, mehr 
zu fordern. In einer anschliessenden 
Fragerunde konnte noch auf Punkte 
der Delegierten zu diesem Thema ein-
gegangen werden. Danach wurde die 
Referentin unter grossem Applaus ver-
dankt.

Daniel Wäfler, Kantonsrat SVP Gossau
Martin Suter bedankt sich bei 
Gastreferentin Therese Schläpfer.

Gemeindepräsidentin Barbara Nägeli begrüsst Bundesrat Ueli Maurer.
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Jetzt anmelden! 
 
 
 
 
 
 
 

2. Programmtagung für das 
Parteiprogramm 2019-2023 
 
Datum: Samstag, 30. Juni 2018 
Türöffnung: 08.00 Uhr mit Kaffee und Gipfeli 
Beginn: 08.30 Uhr 
Ende: 12.00 Uhr 
Ort: Rössli Illnau, Kempttalstrasse 52, Illnau 
 
Programm: Begrüssung 
 Gregor Rutz, Vizepräsident SVP des Kantons Zürich 
    
 Mehr Schweiz – Wahlkampfthemen 2019 
 Christoph Mörgeli, Präsident SVP-Programmkommission 
 

Gruppenarbeiten:  
 
A: Die schleichende Sozialisierung der Schweiz 

Wolfram Kuoni, Präsident SVP-Spezialkommission für Finanzen und 
Wirtschaft 

 
B: Asylwesen – eine sozialpolitische Zeitbombe? 

Susanne Brunner, Präsidentin SVP-Spezialkommission für 
Rechtsfragen, Staatspolitik und Justiz 

 
C: Schule und Bildung – der Weg zurück an die Spitze 

Samuel Ramseyer, Präsident SVP-Spezialkommission für Wissenschaft, 
Bildung und Kultur 

 
Im Anschluss: Präsentation der Ergebnisse aus den Gruppenarbeiten / Diskussionsrunde 
 

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Anmeldetalon für die Teilnahme an der Programmtagung vom 30. Juni 2018 
 
 Ich melde mich für die Programmtagung an.  Gruppe___ 
 Wir melden uns für die Programmtagung an:  ____ Anzahl Personen. Gruppe(n)________ 
 

Name:  Vorname:  

Strasse:  PLZ, Ort:  

Telefon:   E-Mail:   

 
Anmeldefrist: 26. Juni 2018 

 
Bitte retournieren an das SVP-Sekretariat, Lagerstrasse 14, 8600 Dübendorf 

per Fax 044 217 77 65 oder per E-Mail: sekretariat@svp-zuerich.ch 

UMSETZUNG DER AUSSCHAFFUNGSINITIATIVE FUNKTIONIERT NICHT

Kriminelle Ausländer endlich ausschaffen!
Kriminelle ausländische Straftäter, welche wegen einer Tat von bestimmter Schwere verurteilt werden, haben ihr Auf- 
enthaltsrecht in der Schweiz verwirkt und müssen unser Land verlassen. So will es Artikel 121 der Bundesverfassung.  
Doch das Umsetzungsgesetz zur Ausschaffungsinitiative enthält eine Klausel zum Schutz von Straftätern. Diese Bestim- 
mung verhindert etliche Ausweisungen: Je nach Lesart der Statistiken wird die Hälfte oder ein Drittel der ausländischen 
Straftäter nicht ausgeschafft – ein Skandal. 

Im November 2010 haben Volk und 
Stände die Ausschaffungsinitiative mit 
52,9 % der Stimmen und 17,5 Standes-
stimmen angenommen. Gleichzeitig 
wurde der Gegenvorschlag des Parla-
ments, welcher weniger weit gehen woll-
te, in sämtlichen Kantonen verworfen.

Ziel der Ausschaffungsinitiative
Im alten Strafrecht war die Landesver-
weisung als Nebenstrafe ausgestaltet. 
Diese Bestimmungen wurden mit dem 
neuen Ausländergesetz aufgehoben. Das 
Ausländergesetz von 2005 sah ebenfalls 
die Möglichkeit der Ausweisung von 
Straftätern vor. Diese Entscheidung 
lag aber immer im Ermessen der zu-
ständigen Behörden. Daraus resultier-
te eine sehr unterschiedliche Praxis in 
den verschiedenen Kantonen. Mit der 
Ausschaffungsinitiative sollte erreicht 
werden, dass bei bestimmten Delikten 
eine Verurteilung automatisch und 
zwingend mit einer Landesverweisung 
verbunden wird. Zudem sollte die Ge-
richtspraxis verschärft und schweiz-
weit vereinheitlicht werden.

Umsetzung der Initiative
Zur Zeit der Lancierung der Initiative 
ging man von einer Zahl von ca. 375 
Ausweisungen pro Jahr aus. Mit der In-
itiative, so schätzte man, wären es 
rund 1500 Ausweisungen. Diese Zah-
len konnten damals nicht weiter subs-
tanziiert werden – weil schlicht keine 
Angaben existierten.

Die Expertenkommission des EJPD, 
welche die Departementsvorsteherin 
zur Erarbeitung eines Umsetzungsge-

setzes einsetzte, liess vom Bundesamt 
für Statistik verschiedene Varianten 
durchrechnen. Die Zahlen waren er-
staunlich (vgl. Bericht der Expertenkom
mission vom 21.6.2011): Die Varianten 
der Kommission kamen auf 3336 bis 
5878  Landesverweisungen im Muster-
jahr. Bei der Variante, welche wir sei-
tens der Initianten eingebracht hatten, 
errechnete das Bundesamt für Statis-
tik ganze 16 408 Landesverweisungen, 
welche im Musterjahr hätten vorge-
nommen werden müssen – darunter 
13 225 Nicht-EU-Bürger und 8013 ille-
gal Anwesende.

Von solchen Zahlen kann man heute 
nur träumen, denn in der parlamenta-
rischen Debatte prägten vor allem die 
Fragen einer Mindeststrafe bzw. einer 
Härtefallklausel die Diskussion – bei-
des Punkte, die in der Volksabstimmung 
vom November 2010 klar abgelehnt wor
den sind. Schliesslich wurde gegen den 
Willen der SVP ein Ausführungsgesetz 
beschlossen, welches eine Härtefall-
klausel enthält (Art. 66a Abs. 2 StGB).

Schädliche Täterschutzklausel
Die Täterschutzklausel wurde von der 
SVP von Anbeginn bekämpft. Die neuen 
Zahlen zeigen nun, dass die SVP mit 
ihrer Einschätzung richtig lag. 2017 
wurde gegen 651 Personen (54 %) ein 
Landesverweis ausgesprochen. 559 Aus
länder (46 %) kamen ohne Landesver-
weis davon. In diesen Fällen kam die 
sog. Härtefallklausel zum Zug. Das 
heisst: Nur bei der Hälfte der relevan-
ten Delikte erfolgt eine Landesverwei-
sung. Jede zweite Landesverweisung 
wird nicht ausgesprochen – und dies 
trotz einem gesetzlichen Obligatorium! 
Die korrigierten Zahlen, welche das 
Bundesamt für Statistik auf öffentli-
chen Druck hin nachlieferte, waren 
nicht viel besser: Gemäss diesen erfolg-
te in 69 Prozent der Fälle eine Landes-
verweisung, während 31 Prozent der 

Straftäter verschont blieben. Weiter 
stellen wir fest: Faktisch gilt eine Min-
deststrafe, obwohl genau dies nicht der 
Wille von Volk, Ständen und Parlament 
war. Straftäter, die zu einer Freiheits-
strafe verurteilt wurden, mussten in 
80 Prozent der Fälle das Land verlas-
sen. Die Unterschiede betreffend Straf-
mass sind jedoch gravierend: Bei Frei-
heitsstrafen über 6 Monaten beträgt 
die Quote fast 90 Prozent, während bei 
kurzen Freiheitsstrafen bis 6 Monate 
nur in 17 Prozent der Fälle eine Lan-
desverweisung ausgesprochen wurde. 
Am niedrigsten war der Anteil mit 
3 Prozent bei den Verurteilungen zu 
einer Geldstrafe – in diesen Fällen 
wurde fast immer auf eine Landesver-
weisung verzichtet.

Sodann werden Delikte sehr unter-
schiedlich gehandhabt: Ausländer wer
den wegen Drogenhandels zu 78 Prozent 
ausgeschafft, der bandenmässige Dieb-
stahl wird zu 73 Prozent mit einem Lan-
desverweis bestraft. Bei Schlepperei be-
trägt die Quote 70 Prozent, bei einfachem 
Betrug jedoch nur 2 Prozent und bei ge-
werbsmässigem Betrug 5 Prozent der 
Fälle. Sodann wurde kein einziger So
zialhilfebetrüger ausgewiesen (25 Fälle).

Massnahmen zur Behebung  
der Probleme
Die SVP-Fraktion diskutierte an ihrer 
letzten Sitzung, wie diese Probleme be-
hoben werden könnten. Sie sprach sich 
für eine parlamentarische Initiative 
aus, welche die Streichung der Härte-
fallklausel verlangt. Die vorliegenden 
Zahlen zeigen den Handlungsbedarf 
deutlich: Es kann nicht sein, dass über 
ein Drittel der obligatorischen Landes-
verweisungen nicht angeordnet wer-
den. Damit wird faktisch die Auswei-
sungspraxis, welche bis zum Herbst 
2010 galt, nahtlos weitergeführt. Dies 
widerspricht dem Ansinnen der Aus-
schaffungsinitiative. Um dem Volkswil-

len Nachachtung zu verschaffen und 
die konsequente Umsetzung der betref-
fenden strafrechtlichen Bestimmungen 
zu gewährleisten, ist die Härtefallklau-
sel zu streichen. Sodann muss in den 
Kantonen sichergestellt werden, dass 
Strafverfahren, welche auf eine Lan-
desverweisung hinauslaufen könnten, 
durch Gerichte beurteilt werden. Die 
Zahlen zeigen deutlich: Ein Grund für 
die tiefe Ausweisungsrate ist auch die 
Tatsache, dass zu viele Verfahren über 
das Strafbefehlsverfahren laufen und 
gar nie vor einem Gericht landen. 

Zuverlässige Zahlen einfordern
Zuletzt ist sicherzustellen, dass zuver-
lässige und verständliche Zahlen vor
liegen. Diese sind zwingende Grundla-
ge für zielführende Entscheide. Das 
heisst: Die Zahlen, wie viele Ausschaf-
fungen vollzogen worden sind, genü-
gen nicht  – wir müssen eine genaue 
Aufstellung darüber haben, wo eine 
Ausschaffung nicht stattgefunden hat 
(und warum). Die SVP bleibt auch hier 
am Ball und macht Druck, damit die 
Ausschaffungsinitiative endlich umge-
setzt wird!

Gregor Rutz
Nationalrat
Vizepräsident
SVP Kanton Zürich

        
         

Mit Nationalrat und Fraktionspräsident SVP 
Thomas Aeschi, ZG zum Thema  

„Wie die SVP-Bundeshausfraktion die 
Schweizer Politik gestaltet“ 

 
Der traditionelle Anlass der SVP Bezirk Meilen. 
Gute Gesellschaft – spannende Gäste – feines 
Essen 
 

 
 
Mittwoch 4. Juli 2018      
Kosten: Fr. 60.- (inkl. Nachtessen) / Person 
Ab Schiffsteg Uetikon am See 
Ab  19.10 Uhr Apéro auf dem Schiffsteg 

19.40 Abfahrt 
ca. 22.15 Rückkehr 

 
Anmeldung durch Einzahlung bis spätestens 30. Juni 2018 auf  
Postcheck-Konto 80-52149-0 oder IBAN CH25 0900 0000 8005 2149 0. 
Die Platzzahl ist beschränkt. Die Anmeldungen werden nach Zahlungseingang 
berücksichtigt. 
 
Parkplätze: Beim Schiffsteg Uetikon oder am Bahnhof Uetikon am See. 
 
Kontaktadressen für Fragen:  
Für die Einzahlung:  Benno Müller, unser Kassier, info@sunnmatt-lodge.ch 
Für den Ablauf:  Domenik Ledergerber, Verantwortlicher Anlässe, 079 295 90 22 
 
Wir freuen uns sehr auf einen schönen Sommerabend auf dem See mit Ihnen 
 
 
 
Christian Hurter 
Präsident SVP Bezirk Meilen 
Kantonsrat 

Uetikon am See 

Schifffahrt 
4. Juli 2018 

 

Frauenquote – Quotenfrau

Nein danke, lieber nicht! Eine Quote 
bedeutet einen Anteil an einer Sum
me. Das hiesse in diesem Fall eine vor-
geschriebene, erzwungene Anzahl 
Frauen in Führungsfunktionen und 
auf Chef-Etagen. Somit würden Frau-
en an eine Stelle oder in ein berufli-
ches Umfeld befördert oder versetzt, 
nur weil sie Frauen sind und nicht 
wegen ihrer Qualifikationen. Dies wäre 
genauso ungeschickt, wie wenn eine 
Person mittels Vetterliwirtschaft be-
fördert wird oder deswegen einen Job 
bekommt. Das passiert bei Männern 
und Frauen. Sowas haben wahrschein-
lich schon einige von uns selbst erlebt. 
So etwas trägt nicht sonderlich zur 
Begeisterung der Arbeitskollegen bei, 
denn sie müssen einen Teil der Arbeit 
des unqualifizierten Kollegen erledi-
gen. Schaden tut dies dem ganzen Be-
trieb. In unteren Kaderstellen oder 
bei grösseren Betrieben kann ein sol-
cher Fehlentscheid abgefedert wer-
den, in oberen Kaderstellen kann dies 
verheerende Auswirkungen haben.

Wir sind nun mal nicht alle gleich. 
Gott sei Dank! Auch im hochtechni-
sierten 21. Jahrhundert sind es immer 
noch die Frauen, welche schwanger 
werden, Kinder gebären und stillen. 
Ich als Frau und Mutter möchte die

se  Erfahrung nicht missen. Durch 
Schwangerschaft und Stillzeit erle-
ben die meisten Mütter eine intensi-
vere Beziehung zu ihren Kindern als 
die Väter. Vielleicht entsteht dadurch 
bei vielen Müttern der Anspruch, die 
Kinder selber zu erziehen. Es kann ja 
sein, dass dadurch die berufliche Kar-
riere nicht mehr so wichtig erscheint 
wie die Familie. Diese Entscheidung 
zu treffen, erachte ich als höchst lo-
benswert und respektabel. Eine an-
spruchsvolle Aufgabe einer Mutter, 
mit überdurchschnittlicher Präsenz-
zeit, auch an Wochenenden, Feierta-
gen und in der Nacht, welche Spröss-
linge, vom Baby bis zum Teenager 
und Jugendlichen zu gesellschaftsfä-
higen Mitbürgern erzieht, sucht sei-
nes gleichen. Die Quotenbefürworter 
sollten einmal bei den Frauen eine 
Studie in Auftrag geben, was sie als 
Betroffene dazu meinen. Viele Frauen 
und Mütter setzen die Prioritäten bei 
ihrer Familie und sind mit ihrer Situ-
ation zufrieden. Eine Karriere wird al-
lenfalls auf später vertagt. Das zeugt 
von grossem Verantwortungsgefühl. 

Das soll aber nicht heissen, dass 
eine Mutter nicht den Weg einer Kar-
riere einschlagen soll. Die Entschei-
dung muss jedoch den Frauen über-
lassen werden. Quoten tragen weder 
zum guten Ruf der Frauen in der Ar-
beitswelt bei, noch helfen sie den Be-
troffenen. Einige von ihnen würden 
durch eine Quotenbeförderung wahr-
scheinlich stark belastet, denn sie 
müssten Aufgaben erfüllen, welche 
ihnen nicht entsprechen oder sie über-

fordern. Bestimmt gibt es Frauen, wel-
che hätten befördert werden können, 
oder sogar müssen, und dies nicht 
wurden, weil ein Mann vor ihnen 
stand. So ist das Leben. Das ist das Ri-
siko des Unternehmers. Die Unterneh-
men brauchen keinen Quotenzwang. 
Sie sind schon genug durch ausufernde 
Reglementierungen gefordert. Sonst 
könnten bald andere Quotenforderun-
gen entstehen. Beispielsweise herrscht 
bei den Lehrern auf der Unter- und 
Mittelstufe ein eklatanter Männer-
mangel. Nur sehr wenig Männer las-
sen sich noch dazu ausbilden. Der 
Beruf scheint bei ihnen nicht mehr at-
traktiv zu sein. Die Buben aber bräuch-
ten eigentlich auch eine männliche 
Komponente bei den Lehrpersonen. 
Nun könnte jemand auf die Idee kom-
men, dass wir in diesem Bereich eine 
Männerquote benötigen. Übrigens sind 
auch bei Kindergärtnerinnen und Klein-
kindererzieherinnen die Männer eine 
«Specie Rara». Brauchen wir auch dort 
eine Quote? Oder geht es bei uns bald 
in die gleiche Richtung wie in den 
USA? Dort müssen die Unternehmen 
eine Quote der Minoritäten erfüllen. 
Also immer ein Teil Südamerikaner, 
Asiaten und African American.

Wir sollten den Unternehmerinnen 
und Unternehmern nicht die Ent-
scheidungsfreiheit nehmen. Schluss-
endlich müssen sie mit dem Personal, 
welches sie auswählen, völlig gleich-
gültig, ob Mann oder Frau, für den Ge-
schäftsgang geradestehen.

Erstabdruck in Elgger Zeitung

Therese Schläpfer
Gemeindepräsidentin SVP
Hagenbuch
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Die eidgenössische Volksinitiative 
für die Ausschaffung krimineller 
Ausländer bzw. Ausschaffungsini-
tiative war eine Initiative der SVP. 
Sie kam zusammen mit einem di-
rekten Gegenentwurf am 28. No-
vember 2010 zur Abstimmung 
und wurde von einer Mehrheit der 
Stimmenden und Stände ange-
nommen.
Die Initiative verlangt die Auswei-
sung von in der Schweiz anwesen-
den ausländischen Staatsbürgern, 
die rechtskräftig für ein auf einer 
Liste von Delikten aufgeführtes 
Delikt verurteilt wurden (schwe-
re Delikte gegen Leib und Leben 
sowie Sozialhilfemissbrauch, Dro-
genhandel und Einbruch).
Fakt ist: Der Ausländeranteil in 
den Schweizer Gefängnissen liegt 
bei 73 Prozent, was Kosten für die 
Steuerzahler von über 730 Millio
nen Franken pro Jahr zur Folge 
hat. Von den Kosten, dem Leid 
und der Angst bei den Opfern 
und deren Angehörigen ganz zu 
schweigen.
Volk und Stände haben klar ent-
schieden: Kriminelle Ausländer 
haben ihr Aufenthaltsrecht in 
der Schweiz verwirkt und müssen 
unser Land verlassen.
Die Bevölkerung wurde jedoch 
bei der Umsetzung der Ausschaf-
fungsinitiative, wie von der SVP 
befürchtet, durch die Classe poli-
tique übergangen und angelogen. 
Denn mit der Täterschutz-Klausel 
hat man ein Instrument geschaf-
fen, welches jeden zweiten krimi-
nellen Ausländer in der Schweiz 
vor einer Ausschaffung schützt.
So konnten beispielsweise selbst 
Täter, die sexuelle Handlungen mit 
Kindern begingen, bei 13 von 16 
Urteilen im Land bleiben. Ausser-
dem wird das Strafmass wohl oft 
bewusst tief angesetzt, um einen 
Grund zu haben, die Täter vor 
einer drohenden Ausweisung zu 
schützen.
Diese Zustände müssen endlich 
ändern. Darum hat die SVP-Frak-
tion des Nationalrates die Unter-
stützung einer Parlamentarischen 
Initiative von Nationalrat Gregor 
Rutz beschlossen, die verlangt, 
dass die Täterschutzklausel zu be-
seitigen ist.
Schwer kriminelle Ausländer müs-
sen endlich konsequent ausge-
schafft werden. Dies gilt auch für 
verurteilte Straftäter aus EU-Staa-
ten: Die Behörden dürfen sich 
dabei nicht hinter dem Personen-
freizügigkeitsabkommen verste-
cken. Um die genannten Proble-
me endlich zu lösen, verlangte die 
SVP-Fraktion eine dringliche Aus-
sprache mit der verantwortlichen 
Bundesrätin Sommaruga.
Die richtige Durchsetzung der 
Ausschaffungsinitiative darf nicht 
mittels Täterschutzklausel ver-
hindert werden. Dies ist ein sehr 
wichtiges Anliegen, welches für 
Unmut in der Bevölkerung sorgt. 
Einmal mehr sorgt sich nur die SVP 
um die korrekte Umsetzung dieses 
Volksbegehrens.

Fadegrad

von
Nina Fehr Düsel

Kriminelle Ausländer 
ausschaffen

Armbrustschiessen mit der SVP
Ein starkes SVP-Team mit Carmen 
Lüthy, Beat Camen, Thomas Monn, 
Christian Neijzen, Kantonsrat Bene-
dikt Hoffmann und Gemeinderat 
Walter Anken haben letzten Samstag 
bei schönstem Wetter am Quartier-
fest Oberstrass einen Stand mit Arm-
brustschiessen betrieben. Eine fröhli-

che Kinderschar zwischen 3 und 15 
Jahren ist über den ganzen Tag an un-
serem Stand vorbeigekommen und 
hat sich der Herausforderung ge-
stellt, den Apfel zu treffen. Ab und zu 
hat sich auch ein Erwachsener ge-
wagt, seine Treffsicherheit zu be
weisen.

Armbruststand am Quartierfest Oberstrass.

AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT

Hier stinkt etwas zum Himmel
Am letzten Mittwoch fand bereits die vierte verkürzte Gemeinderats-Sitzung in Serie statt. Dafür ist die  
nächste Sitzung bis 21 Uhr geplant, dies bedeutet, eine vierstündige und damit verlängerte Sitzung.

Die Traktandenliste wurde durch die 
verkürzten Sitzungen nicht kürzer. 
Auch am Mittwoch wurde in der zwei-
stündigen Sitzung lediglich eine Wei-
sung (Vorlage des Stadtrates), ein dring-
licher Vorstoss und nur ein weiteres 
Geschäft der langen Traktandenliste 
behandelt.

SP entdeckt erst das Gewerbe …
Die Sitzung startete mit einer Frakti-
onserklärung der SVP mit dem Titel 
«Erfolgreiches Autorennen in der Stadt 
Zürich». Mit dieser Fraktionserklärung 
wurde der politische Grundstein oder 

Startschuss gelegt für eine Wiederho-
lung dieses erfolgreichen Anlasses. Viele 
rot-grüne Politiker wollen die Fortfüh-
rung des E-Prix verhindern und wer-
den nicht müde, den Anlass zu kritisie-
ren. So wurden im städtischen Amtsblatt 
von einem SP-Gemeinderat die – aus 
seiner Sicht – negativen Auswirkungen 
für die Anwohner und Gewerbe kriti-
siert. Wer am Rennen dabei war, sah 
die vollen Balkone entlang der Renn-
strecke. Das Gewerbe und Wirtschaft 
profitieren insgesamt von diesem An-
lass. Dass bei der ersten Durchführung 
noch nicht alles perfekt funktionierte 
oder zukünftig besser organisiert wer-
den kann, versteht sich dabei von 
selbst. Aber dass ausgerechnet die SP 
das Gewerbe entdeckt, ist schon spezi-
ell, wird doch die Partei nicht müde, 
Parkplätzen abzubauen (inkl. Kunden-
parkplätze oder auch für Angestellte), 
Tempo 30 gar auf Hauptverbindungs-

achsen einzuführen und sonst das Ge-
werbe mit Auflagen zu schikanieren.

… und will wieder verstaatlichen
Ein Vorstoss der AL-Fraktion, welcher 
die Rekommunalisierung der Rolf Bos-
sard AG sowie Sicherstellung der dem 
Monopol der Stadt unterstellten Ent-
sorgungsaufgaben durch Entsorgung 
und Recycling (ERZ) forderte, verlangt 
sozusagen wieder eine Verstaatlichung 
und dass Aufträge nicht mehr auszu-
schreiben sein. Der SVP-Gemeinderat 
Dubravko Sinovcic meinte dazu: «Hier 
stinkt etwas zum Himmel, und es nicht 
der Abfall, der von dieser Firma ent-
sorgt wird.» Es sei ungeheuerlich, dass 
die Stadt Zürich Aufträge an eine ei

gene Firma auslagert (die der Stadt  
zu 100 % gehört), wo Angestellte mit 
schlechteren Arbeitsbedingungen, als 
sie die Stadt Zürich bietet, diese Auf-
träge erst noch zu überhöhten Preisen 
ausführen. Weiter führte er aus, dies 
sei aber ein Kapitel, welches (so ist es 
zu hoffen) die parlamentarische Unter-
suchungskommission zur sogenannten 
ERZ-Affäre aufarbeiten wird. Die SVP-
Fraktion unterstützte den Stadtrat, 
welcher den Vorstoss nur als Postulat 
und nicht als Motion entgegennehmen 
wollte. Der Grund dazu war vor allem, 
dass nicht die gesamte Belegschaft 
«blind» übernommen werden soll. Die 
Motionäre waren gegen die Umwand-
lung in ein Postulat und trotzdem 
wurde der Vorstoss (auch aufgrund der 
neuen Mehrheiten) relativ deutlich 
überwiesen.

Roger Bartholdi
Gemeinderat, Fraktionschef 
SVP
Zürich

STADT WINTERTHUR

Jahresrechnung 2017 um fast  
CHF 60 Millionen falsch
Die SVP Winterthur verurteilt das Vorgehen des Finanzdepartements sowie  
die Angriffe auf die unabhängige Finanzkontrolle im Zusammenhang mit der 
Pensionskassensanierung auf das Schärfste. Statt die Finanzkontrolle zu  
rügen, wäre die Finanzministerin besser beraten, die fehlerhafte Jahresrech- 
nung 2017 sofort zu korrigieren. Die überhöhten Rückstellungen im Um- 
fang von CHF 59 Mio. müssen dem Eigenkapital gutgeschrieben werden.

Gemeinderat und Bevölkerung wer-
den in Sachen Pensionskassensanie-
rung absichtlich immer wieder ge-
täuscht. Im vorliegenden Fall mit ver-
alteten Daten. Man will die Pensions-
kasse einseitig nur mit Geldern aus der 
Stadtkasse finanzieren. Leider wird das 
unsachliche, rein politisch motivierte 
Vorgehen von Finanzdepartement und 
Stadtrat gestützt.

Die Pensionskasse der Stadt Winter-
thur soll nach dem Willen des Stif-
tungsrates mit weiteren CHF 144 Milli-
onen alimentiert werden. Insgesamt 
wurden nun 213 Mio. an Rückstellun-
gen gebildet. Um Geld aus der Stadt-
kasse zu besorgen, ist anscheinend 
jedes Mittel recht – sogar die absichtli-
che Täuschung der Bevölkerung.

Nun hat die Finanzkontrolle dieses 
Vorgehen durchschaut und das Finanz-
amt gerügt. Dieses hatte nämlich be-
wusst die Unterdeckung von 2016 als 
Basis für die Pensionskassensanierung 
und die Rechnung 2017 missbraucht. 
Und dies, obwohl bereits seit Dezember 
2017 klar ist, dass die Unterdeckung 

per Ende 2017 viel kleiner sein wird 
und weitere CHF 59 Millionen aufge-
löst werden können. Zudem hat der 
von der PKW beigezogene Experte für 
berufliche Vorsorge ebenfalls bereits 
2017 festgestellt, dass die Unterdeckung 
auch ohne zusätzliche Sanierungsbei-
träge behoben werden kann.

Die SVP ist verärgert über die Infor-
mationspolitik der Finanzministerin. 
Statt reinen Tisch zu machen, unter-
stellt sie der unabhängigen Finanz-
kontrolle eine politische Motivation. 
Dieses Vorgehen ist unlauter und ver-
sucht, vom eigenen Unvermögen abzu-
lenken. Seit Jahren verpassen Stiftungs- 
und Stadtrat, die Pensionskasse nach-
haltig zu sanieren.

Der Stiftungsratspräsident muss jetzt 
die Verantwortung für die Fehler und 
Versäumnisse der vergangenen Jahre 
übernehmen. Das Vertrauen ist ver-
spielt und eine sachliche Zusammen-
arbeit nur schwer möglich. Die Pen
sionskasse braucht eine fachkundige, 
neutrale Führung, um die Probleme 
langfristig zu lösen.

FRAKTIONSERKLÄRUNG 

Erfolgreiches Autorennen  
in der Stadt Zürich
Der Julius Baer E-Prix 2018 am Abstimmungs-Sonntag war ein Volksfest für 
Zürich. Über 60 Jahre musste die Schweiz ausharren, bis es endlich wieder 
soweit war. Zusammen mit den Metropolen Hongkong, Mexiko City, Rom,  
Paris oder New York ist Zürich nicht nur Teil der Formel-E-Meisterschaft, 
sondern wird bereits als das Monaco der Formel-E gefeiert. Bei traumhaftem 
Wetter und imposanten Filmaufnahmen vom Uetliberg bis zum Zürichsee  
sowie vom Wettkampf wurde Zürich weltweit ins beste Licht gesetzt.

Mit dieser privaten Veranstaltung wird 
erreicht, dass der Forschungs-, Ent-
wicklungs- und Produktionsstandort 
Zürich weiter gefördert wird. Davon 
profitieren auch das Gewerbe, die 
Wirtschaft sowie die rund 300 Auto-
mobilzulieferer-Unternehmungen mit 
24 000 Arbeitsplätzen. Es entstehen zu-
kunftsträchtige und nachhaltige Arbeits
plätze. Ein grosser Dank geht deshalb 
an die Initianten, den Veranstalter, aber 
vor allem an den «besorgten Bürger» 
aus Schwamendingen, unseren Ratskol-
legen Roger Tognella, der für die politi-
schen Entscheide den Weg bereitete. 
Weit über 100 000 begeisterte Personen 
verfolgten das Rennen vor Ort, aber 
ein Vielfaches mittels Übertragung in 
die Wohnstube. Tempo 200 anstatt 
30 km/h und dies ohne grossen Lärm 
und ohne Abgase. Wir erlebten die 
Zukunft des Automobils, welches aber 
bereits Gegenwart und Realität ist. 
Tempo 30 als Lärmschutzmassnahmen 
ist Vergangenheit oder eine Forderung 

von Ewig-Gestrigen. Aber keine Panik, 
die SVP wird jetzt nicht Tempo 200 in-
nerorts fordern oder nur bei einem 
Wettkampf wie diesem. Die SVP unter-
stützt die Absicht, dass Zürich zum 
Monaco des Formel-E-Rennkalenders 
wird. Nicht nur SVP-Parlamentarier 
verfolgten das Rennen auf der Tribüne, 
sondern bis ins linke Lager erfreuten 
sich Parlamentarierinnen und Parla-
mentarier am Rennen. Hoffen wir, dass 
die Spassbremser und Ewig-Gestrigen 
den Anlass nicht verhindern werden, 
nur weil sie den Anlass nicht wollen. 
Es ist ihr gutes Recht, diesen Anlass 
nicht gut zu finden, aber vereiteln Sie 
nicht den Spass der Anderen. 

Positiv anzumerken ist, dass die 
Firma ABB als Titelsponsorin der For-
mel-E, der Stadt Zürich anlässlich des 
30-Jahre-Jubiläums ihrer Fusion ein 
grosszügiges Geschenk gemacht hat. 
Hoffen wir, dass für die 30 Schnelllade-
stationen zentrale Standorte gefunden 
werden können.

INSERAT
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Erfolgreich werben 

im «Zürcher Boten» 

und «Zürcher Bauern»

Achtung!
Zahle Höchst- 

preise für 
alle Autos. 

Komme bei Ihnen 
vorbei.

Telefon 
044 822 26 11

Die SVP des  
Kantons Zürich 
auf Facebook

www.facebook.
com/svpzuerich

EINLADUNG zum 
öffentlichen Anlass

«Finanzplatz Schweiz – 
aus der Sicht einer 
Auslandsbank»

BDS Bund der Steuerzahler
www.bds-schweiz.ch

Donnerstag, 30. Juni 2016
Beginn: 20.15 Uhr

Hotel St. Gotthard
Bahnhofstr. 87, 8001 Zürich

mit Regierungsrat 

ERNST STOCKER
Finanzdirektor 
des Kantons ZürichOrt:

EINLADUNG zur ord. Generalversammlung 2018
Dienstag, 3. Juli 2018  –  Beginn der Generalversammlung: 19.00 Uhr
Mehrzweckhalle Stiftung zum Glockenhaus (neben dem Hotel Glockenhof),
Sihlstrasse 33, 8001 Zürich

Im Anschluss an die Generalversammlung laden wir Sie herzlich zu einem Apéro
ein. Um  begrüssen wir im Rahmen eines  
unsere diesjährigen Gastreferenten:

20.15 Uhr öffentlichen Anlasses

Roman Abdulin, CEO*
Yuri Malikov, CFO*
Dr. Wolfram Kuoni, Vizepräs. VR**
Gazprombank Switzerland LTD

Vorname, Name

Strasse

PLZ, Ort

Datum, Unterschrift

Bitte senden Sie mir Informationen über den BDS zu:

Talon senden an:  BDS Schweiz, General-Wille-Str. 12, 8002 Zürich
Die Stimm-
bevölkerung muss 
mitreden können! 

Darum: JA zur 
Initiative «Steuer-
erhöhungen vors 
Volk»!

*Referat auf Englisch / **Referat auf Deutsch

Schweizerische Volkspartei Bezirk Dietikon
 

SVP – Die Partei des Mittelstandes 

 

Einladung zum öffentlichen Sessionsapéro 
 

Samstag, 16. Juni 2018, 11.00 Uhr 
Forsthaus Waldegg,  

Arthur Rohn Strasse 8 im Wald hinter SZU Bahnhof Uitikon Waldegg 
 

 

 

Nationalrat 
Hans Egloff 
berichtet aus 
Bundesbern 

 
 
Begrüssung durch Markus Binder, Präsident  
SVP Bezirk Dietikon  
 
Anschliessend sind alle zum gemütlichen Zusammensein bei 
einer Bratwurst und einem Getränk eingeladen. 
 
Der Eintritt ist frei - wir freuen uns auf Ihren Besuch! 
 

  

 

POLITLUNCH ZUR ZUKUNFT DER SVP

Der Wähler will einen Nutzen haben
«Die SVP darf nicht zur ‹stinknormalen› Partei (wie die anderen Parteien) werden – mit selbstgefälligen, trägen 
Berufspolitikern in Bern, die vor allem auf Facebook, Twitter und dergleichen künstlich Politik machen. Vielmehr müssen 
unsere Exponenten leidenschaftlich für die Sache kämpfen – im Parlament, auf der Strasse, an Veranstaltungen,  
in den Medien. Sie müssen klare, verständliche Botschaften aussenden und sich in den Kernthemen der SVP beharrlich 
für Verbesserungen einsetzen. Politik ist keine Selbstdarstellung, sondern eine beharrliche Dauerleistung.»

pw. Diese Kernbotschaften hat alt Nati-
onalrat Hans Fehr kürzlich am «Polit-
lunch» Im Zürcher «Glockenhof» zum 
Thema «Zukunft der SVP: Was ist zu 
tun?» vor zahlreichen Besucherinnen 
und Besuchern leidenschaftlich ver-
treten. «Wir sind immer noch die Bes-
ten!», betonte er nach über 35 Jahren 
intensiver Parteiarbeit. Aber er und 
viele Kollegen stellten mit Besorgnis 
fest, dass zum Teil auch in der SVP 
Praktiken und «Sünden» Einzug hiel-
ten, die noch vor Kurzem verpönt ge-
wesen seien: «Sie produzieren sich auf 
Twitter, Facebook, mit künstlichen 
Filmli und dergleichen und meinen, 
damit sei ihr Auftrag als Volksvertre-
ter erledigt. Sie stellen längst bekann-
te Meldungen von Missständen in die 
sozialen Medien, statt beharrlich für 
Verbesserungen zu kämpfen. Andere 
weichen bei wichtigen Themen von 
der Parteilinie ab, um von den linken 

Medien gehätschelt zu werden, oder 
sie präsentieren sich vor allem kulina-
risch oder touristisch und unterneh-
men bezahlte Reisli (zum Beispiel jüngst 
nach Südamerika) – und sind dann 
plötzlich auch für den Freihandel in 
der Landwirtschaft. Wo da der Nutzen 
für unsere Wähler, unsere Partei und 
unser Land sein soll, ist schleierhaft.»

Mehr Kämpfer für den Mittelstand
«Wir brauchten», so Fehr, «mehr lei-
denschaftliche und volksnahe Kämp-
ferinnen und Kämpfer für die Anlie-
gen des Mittelstandes – für die nor
malen Leute, die jeden Tag ihren Le-
bensunterhalt verdienen müssen. Wir 
müssen die Partei sein, die sich glaub-
würdig für die Familien, die Kinder, 
für gute Schulen, für Leistung, Sicher-
heit, Selbstverantwortung, Selbstbe-
stimmung und Wohlstand einsetzt 
und das an konkreten Beispielen für 

unsere Bevölkerung immer wieder 
verständlich macht.»

Kernthemen
Unsere Kernthemen müssten besser er
klärt, begründet und auf den Punkt ge-
bracht werden. Die Begrenzungsini
tiative (mit der Botschaft «über 50-jäh-
rige Schweizer werden durch billigere 
Zuwanderer ersetzt»), das Asylchaos 
(«Konzentration auf die Eritreer»), die 
explodierenden Sozialhilfekosten («im
mer höhere Belastung für die Gemein-
den»), das Rahmenabkommen («das 
Schiedsgericht als Täuschungsmanöver 
entlarven»), die Selbstbestimmungsin-
itiative oder die Krankenkassenprämi-
en seien hervorragende Themen. Um 
sie umzusetzen, brauche es eine be-
harrliche Dauerleistung unserer Politi-
ker. «Wenn sie als Vorbilder wirken, 
ziehen auch die Kantonal-, Bezirks- 
und Ortssektionen mit», schloss Fehr.

GESETZ ÜBER DEN ÖFFENTLICHEN PERSONENVERKEHR

Eine vernünftige Lösung wird 
abgelehnt
Das Zürcher Stimmvolk hat das Gesetz über den öffentlichen Personen- 
verkehr abgelehnt. Nun bleibt die bisherige Regelung bestehen und der 
bereits gut gefüllte Verkehrsfonds steigt weiter an, während die Gelder  
an anderen Stellen fehlen.

Es ist unbestritten, dass der Kanton 
Zürich ein starkes und leistungsfähi-
ges öffentliches Verkehrsnetz benötigt. 
Doch gleichzeitig braucht er auch einen 
gesunden Finanzhaushalt. Der Kanton 
steht in der Pflicht, den mittelfristigen 
Ausgleich des Staatshaushaltes zu ge-
währleisten. Um dieses Ziel zu errei-
chen, schlugen sowohl der Regierungs-
rat wie auch die Mehrheit des Kantons-
rates vor, die Einlagen in den Verkehrs-
fonds  – welcher bereits heute gut 
dotiert ist – zu reduzieren. Das Resultat 
dieser Bemühungen wurde nun von 
der Stimmbevölkerung abgelehnt. Da
mit bleibt alles beim Alten und der 
Verkehrsfonds wird über den Bedarf 
wachsen, während die nötigen Mittel 

in anderen Bereichen fehlen. Eine sinn
volle Sparmassnahme kann somit nicht 
umgesetzt werden.

Ein stabiler Finanzhaushalt
Die vorgeschlagenen temporären Kür-
zungen der Einlagen in den Verkehrs-
fonds in den Jahren 2017–2019 hätten 
dazu gedient, die Sparmassnahmen der 
breit angelegten Leistungsüberprüfung 
zu unterstützen. Nun sind Parlament 
und Regierung gefordert, weitere Mass-
nahmen zur Überbrückung zu finden, 
bis 2019 die Massnahmen der Leistungs-
überprüfung gegriffen haben. Ob diese 
allerdings so unproblematisch sein wer-
den wie die abgelehnte Vorlage, wird 
sich zeigen.
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SVP-KANTONSRATSFRAKTION

Kantonsrat/Fraktion
Montag, 18. Juni 2018, ab 12.00 Uhr, Frak­
tionsausflug.

Montag, 25. Juni 2018, 13.00 Uhr, Sitzung, 
Zunfthaus zur Haue.

SVP-STAMM

Bezirk Bülach/Embrach
Jeweils am letzten Sonntag im Monat, ab 
10.30 bis 12.00 Uhr, Restaurant Rose, Ober­
embrach.

Bezirk Dielsdorf/Dielsdorf
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.00 
Uhr, Restaurant Bienengarten, Dielsdorf.

Bezirk Horgen/Oberrieden
Jeden 3. Donnerstag im Monat, ab 19.00 
Uhr, Bar Galerie zur Zinne, Oberrieden.

Bezirk Meilen/Meilen
Jeden zweiten Samstag (gerade Kalender­
wochen), ab 10.30 Uhr, Restaurant Frieden, 
Rauchgässli 34, Meilen.

Bezirk Pfäffikon/Pfäffikon
Jeden ersten Samstag im Monat, von 11 bis 
12 Uhr, im Restaurant Hecht, Usterstrasse 8, 
Pfäffikon.

Bezirk Uster/Uster
Jeden letzten Donnerstag im Monat, ab 
17.30 Uhr, Bar Enoteca, Tannenzaunstrasse 23, 
Uster.

Junge SVP Kanton Zürich
Jeden letzten Freitag im Monat, 20.00 Uhr, 
Parteihöck im Raum Zürich, Standort und 
Details werden auf unserer Homepage: 
www.jsvp-zh.ch aufgeschaltet.

Stadt Zürich/Kreis 3
Jeden ersten Montag im Monat, ab 18.00 
Uhr, Restaurant Bahnhof Wiedikon, See­
bahnstrasse 33, Zürich.

Stadt Zürich/Kreis 4 und 5
Jeden ersten Donnerstag im Monat, ab 
18.30 Uhr, Restaurant Kornhaus, Langstrasse 
243 (Limmatplatz), Zürich.

Am 5. Juli 2018 mit Gemeinderätin Elisabeth 
Liebi (SVP) zu den Tagesschulen.

Am 2. August 2018 mit Gemeinderat Urs 
Helfenstein (SP) zum bedingungslosen 
Grundeinkommen.

Eine An- oder Abmeldung an info@svp5.ch 
ist aus organisatorischen Gründen erwünscht.

Stadt Zürich/Kreis 6
Jeden ersten Montag im Monat, 19.00 Uhr, 
Restaurant Neubühl, Winterthurerstrasse 175, 
Zürich.

Stadt Zürich/Kreis 12
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.30 
Uhr, Restaurant «Schwamedinge», Schwa­
mendingerplatz 2, Zürich.

1.-AUGUST-FEIER

Bezirk Hinwil/Grüningen
Mittwoch, 1. August 2018, ab 18.00 Uhr, in 
der Halle der Schmid Kran AG, Platten­
strasse/Hombrechtikerstrasse, Grüningen, 
1.-August-Feier. Festansprache durch Nati­
onalrat Gregor Rutz.

Stadt Zürich/Kreis 7 und 8
Mittwoch, 1. August 2018, 13.30 Uhr (Tür­
öffnung 13.00 Uhr), Wiese Wirtschaft 
Degenried, Degenriedstrasse 135, Zürich, 
1.-August-Feier mit alt Nationalrat Oskar 
Freysinger.

SVP-VERANSTALTUNGEN

Bezirk Dielsdorf/Furttal
Samstag, 16. Juni 2018, 10.00–11.15 Uhr, 
Gasthof «Höfli», Otelfingen, 17. Öffentlicher 
Politstamm. Begrüssung: Jürg Sulser, Kan­
tonsrat SVP. Referent: Nationalrat Jürg Stahl, 
«Rückblick als Nationalratspräsident». An­
schliessend Apéro (die Organisatoren laden 
ein).

Bezirk Dietikon
Samstag, 16. Juni 2018, 11.00 Uhr, Forsthaus 
Waldegg, Arthur-Rohn-Strasse 8, Uitikon, 
öffentlicher Sessions-Apéro, Nationalrat 
Hans Egloff berichtet aus Bundesbern. An­
schliessend Bratwurst und Getränk.

Bezirk Hinwil/Grüningen
Sonntag, 8. Juli 2018, ab 9.30 Uhr, in der 
Remise von Jürg Hassler, Niggenberg, Grü­
ningen, SVP Purezmorge.

Sonntag, 16. September 2018, 11.00 Uhr, 
SVP-Dorfumgang, Thema und Besamm­
lungsort wird noch bekanntgegeben.

Bezirk Meilen
Mittwoch, 4. Juli 2018, Treffpunkt 19.10 Uhr, 
Schiffstation Uetikon am See, Apéro, 19.40 
Uhr Abfahrt, Schifffahrt mit Nationalrat und 
Fraktionspräsident Thomas Aeschi zum 
Thema «Wie die SVP-Bundeshausfraktion 
die Schweizer Politik gestaltet». Anmeldung 
durch Einzahlung von CHF 60.– auf Post­
check-Konto 80–52149–0 oder IBAN CH25 
0900 0000 8005 2149 0 für trockenes Ge­
deck bis 30. Juni 2018.

Bezirk Meilen/Hombrechtikon
Donnerstag, 21. Juni 2018, 20.00 Uhr, in der 
Brauerei Herzbräu, Dändlikon, Hombrech­
tikon, auf ein Bier mit Nationalrat Bruno 
Walliser, Sessionsrückblick. Eine Wurst vom 
Grill wird offeriert. Anmeldung für Shuttle-
Dienst: 079 446 74 76, 19.45 Uhr Gemein­
dehaus.

Bezirk Meilen/Küsnacht
Mittwoch, 20. Juni 2018, 19.40 Uhr (Türöff­
nung 19.00 Uhr), Ref. Kirchgemeindehaus, 
Untere Heslibachstrasse 2, Küsnacht, Refe­
rat von alt Bundesrat Christoph Blocher: 
«Die Schweiz und die EU: Wo stehen 
wir?» Musikalische Umrahmung durch den 
Seemannschor, Tetis Crew. Anschliessend 
Apéro.

Bezirk Meilen/Meilen
Freitag, 7. September 2018, 14.00–20.00 Uhr, 
Kirchgasse, Meilen, Meilemer Herbstmärt.

Bezirk Meilen/Uetikon am See
Samstag, 6. Oktober 2018, 10.00–17.00 Uhr, 
Riedstegplatz/Bergstrasse, Uetikon am See, 
Herbstmärt.

Bezirk Meilen/Zollikon
Montag, 9. Juli 2018, ab 18.00 Uhr, Restau­
rant «Sunnegarte-Kafi», Sonnengartenstras- 
se 45, Zollikerberg, SVP-Höck.

Montag, 3. September 2018, 18.00–19.30 
Uhr, Wirtschaft «zum Truben», Alte Land­
strasse 94, Zollikon, Feierabend-Bier mit Na­
tionalrat Gregor Rutz. Anschliessend Apéro.

Montag, 12. November 2018, 18.00–19.30 
Uhr, Restaurant «Sunnegarte-Kafi», Sonnen­
gartenstrasse 45, Zollikerberg, Feierabend-
Bier mit Nationalrat Gregor Rutz. Anschlies­
send Apéro.

Stadt Zürich/Kreis 11
Freitag, 31. August 2018, ab 18.00 Uhr, Hotel/
Restaurant Landhus, Katzenbachstrasse 10, 
Zürich, SVP-Polit-Apéro mit Nationalrat 
Toni Brunner. Thema: Wohin steuert die 
freie Schweiz?

Freitag, 26. Oktober 2018, ab 18.00 Uhr, 
Hotel/Restaurant Landhus, Katzenbach­
strasse 10, Zürich, SVP-Polit-Apéro mit 
Gemeinderat Roberto Bertozzi. Thema: 
Umkämpfte Arbeit der Zürcher Sozialde­
tektive.

Stadt Zürich/Kreis 12
Freitag, 22. Juni 2018, ab 18.00 Uhr, Ver­
einshütte Familiengärten Auzelg, Opfikon­
strasse 170, Zugang bei Tramhaltestelle 
Auzelg, Zürich, traditioneller Grillplausch. 
Bescheidener Pauschalbeitrag, Kinder gra­
tis, Getränke individuell.

Samstag, 1. September 2018, 11.00–2.00 Uhr, 
und Sonntag, 2. September 2018, 11.00–
23.00 Uhr, Höhe Stettbachstrasse 40, Zü­
rich, SVP-Festzelt mit Bedienung und Live-
Unterhaltung, «Schwamedinger-Chilbi».

WEITERE VERANSTALTUNGEN

Dienstag, 10. Juli 2018, Aarau, die «Schwei­
zerzeit» im Gespräch mit ihren Lesern, 
Schweiz wohin? Weitere Angaben folgen.

Montag, 16. Juli 2018, Wädenswil, 22. Zür­
cher Ratsherren-Schiessen. Weitere Infor­
mationen folgen.

Dienstag, 25. September 2018, Zug, die 
«Schweizerzeit» im Gespräch mit ihren Le­
sern, Schweiz wohin? Weitere Angaben fol­
gen.

Dienstag, 13. November 2018, 20.00 Uhr 
(Türöffnung 19.00 Uhr), Stadthofsaal, Thea­
terstrasse  1, Uster, 100 Jahre «General­
streik», Referat von alt Bundesrat Chris­
toph Blocher.

Dienstag, 20. November 2018, Bern, die 
«Schweizerzeit» im Gespräch mit ihren Le­
sern, Schweiz wohin? Weitere Angaben 
folgen.

MOTORRAD-CLUB SVP

Ausfahrten
Sonntag, 24. Juni 2018, Route noch offen, 
3. Ausfahrt.

Samstag, 21. Juli 2018 bis Sonntag, 22. Juli 
2018, Route noch offen, 4. Ausfahrt.

Sonntag, 19. August 2018, Route noch of­
fen, 5. Ausfahrt.

Sonntag, 23. September 2018, Route noch 
offen, 6. Ausfahrt.

Schlussfest
Freitag, 12. Oktober 2018, 19.15 Uhr, Ster­
nen, Nürensdorf, Breite.

Sommerreise
Donnerstag, 2. August 2018, bis Sonntag, 
5. August 2018, nähere Angaben folgen.

Stämme
Freitag, 6. Juli 2018, 19.30 Uhr, Geerlisburg, 
Kloten, 4. Stamm.

Dienstag, 14. August 2018, 19.30 Uhr, Bach­
tel Kulm, Wernetshausen, 5. Stamm.

Freitag, 31. August 2018, 19.30 Uhr, Win­
zerhaus, Weiningen, 6. Stamm.

Trucker & Country-Festival
Freitag, 22. Juni 2018, bis Sonntag, 24. Juni 
2018, Interlaken BE.
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